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150. Sitzung 

Bonn, den 9. Mai 1979 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Amtliche Mittellungen ohne, Verlesung 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat gemäß § 96 
Abs. 2 Satz 3 GO die vom Innenausschuß beschlossene Fas-
sung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften (Angehörige des öffentlichen Dienstes in 
Landesparlamenten und kommunalen Vertretungen) dem Haus-
haltsausschuß überwiesen. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 7. Mai 1979 die 
Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Bundeswahlgesetzes — Drucksachen 8/2682, 8/2757 — über-
sandt. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2806 verteilt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat 
mit Schreiben vom 26. April 1979 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Dr. Dollinger, Dr. Friedmann, Dr. Sprung, Dr. Schul-
te (Schwäbisch Gmünd) und der Fraktion der CDU/CSU betr. 

, Einführung der digitalen Fernwahltechnik anstelle der analogen 
Fernwahltechnik bei der Deutschen Bundespost — Drucksache 
8/2749 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2789 
verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat mit Schreiben vom 26. April 1979 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Meinecke (Hamburg), 
Fiebig, Hauck, Immer (Altenkirchen), Frau Eilers (Bielefeld), 
Eimer (Fürth), Wolfgramm (Göttingen) und der Fraktionen 
der SPD und FDP betr. Neuere Glaubens- und Weltanschauungs-
gemeinschaften (sogenannte Jugendsekten) — Drucksache 8/2711 
— beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2790 ver-
teilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen hat mit Schreiben vom 2. Mai 
1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Windelen, Dr. Dol-
linger, Dr. Friedmann, Dr. Sprung, Biehle, Dr. Schulte (Schwä-
bisch Gmünd) und der Fraktion der CDU/CSU betr. Betrieb 
nicht genehmigter Funkanlagen — Drucksache 8/2756 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2801 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
3. Mai 1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sprung, 
Dr. Häfele, Haase (Kassel), Dr. Köhler (Duisburg), Windelen, 
Wohlrabe, Spilker, Dr. Meyer zu Bentrup, Dr. Langner, Dr. von 
Wartenberg, Landré, von der Heydt Freiherr von Massenbach, 
Dr. Zeitel, Frau Will-Feld, Dr. Voss, Stutzer und der Fraktion 
der CDU/CSU betr. Schuldenstand und Schuldenstruktur des 
Bundes — Drucksache 8/2747 — beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache 8/2804 verteilt. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
8. Mai 1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Berger (Lahn-

stein), Voigt (Sonthofen), Frau Dr. Wilms, Pfeifer, Dr. Marx, 
Rühe, Frau Benedix, Daweke, Prangenberg, Dr. Hornhues, Frau 
Krone-Appuhn, Dr. Müller, Frau Dr. Wisniewski, Dr. Jenninger 
und der Fraktion der CDU/CSU betr. Berufsausbildungsplätze bei 
der Bundeswehr — Drucksache 8/2750 — beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 8/2807 verteilt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 8/2802 — 

Zunächst der Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Gallus steht 
zur Beantwortung zur Verfügung. 

Frage 2 der Frau Abgeordneten Traupe: 
Welche Haltung vertritt die Bundesregierung zu der Tatsache, 

daß im EG-Agrarhaushalt 1979 die Interventionsmittel von 11,8 
Milliarden DM auf fast 14 Milliarden DM gesteigert wurden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau 
Kollegin, bei den in der Frage genannten Zahlen 
handelt es sich um Haushaltsansätze für alle Markt-
ordnungsausgaben in der Gemeinschaft ohne Aus-
fuhrerstattungen. Diese Beträge umfassen nicht nur 
Ausgaben im Zusammenhang mit der körperlichen 
Intervention, z. B. Lagerhaltung und besondere Ab-
satzmaßnahmen, sondern auch sämtliche Beihilfen 
und Prämien. Der Anstieg der Mittel ist im wesent-
lichen auf das nach wie vor bestehende Ungleich-
gewicht auf dem Milchsektor zurückzuführen. Die 
Bundesregierung tritt bei den Verhandlungen in 
Brüssel insbesondere auf dem Milchsektor für eine 
Wiederherstellung des Marktgleichgewichts ein. 

Vizepräsdent Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Frage 3 der Abgeordneten Frau Traupe: 
Wie stellt sich die Bundesregierung dazu, daß die Interven-

tionsmittel für die Vernichtung von Obst und Gemüse innerhalb 
eines Jahrs von 239 Millionen DM auf 727 Millionen DM gestei-
gert wurden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es ist 
unzutreffend, daß Interventionsmittel im EG-Haus-
halt für die Vernichtung von Obst und Gemüse 
innerhalb eines Jahres von 239 Millionen DM auf 
727 Millionen DM gesteigert wurden. 

Für Marktmaßnahmen — ohne Erstattungen — im 
Bereich von Obst und Gemüse sieht der EG-Haus-
halt für das Jahr 1979 298,9 Millionen Europäische 
Rechnungseinheiten — das sind ca. 727 Millionen 
DM — vor. Von diesen Mitteln sind allein rund 
209 Millionen Europäische Rechnungseinheiten, d. h. 
etwa 522 Millionen DM, zur Förderung der Vermark-
tung und Verarbeitung von Obst und Gemüse vor-
gesehen. Es handelt sich dabei vor allem um  Ver- 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
marktungs- und Verarbeitungsprämien, die dazu 
dienen, den Absatz von Obst und Gemüse aus der 
Gemeinschaftserzeugung zu wettbewerbsfähigen 
Preisen sicherzustellen. Sie haben preissenkende 
Wirkung und liegen deshalb auch im Verbraucher-
interesse. Die restlichen Mittel in Höhe von 
81,7 Millionen Europäische Rechnungseinheiten — 
das sind rund 212 Millionen DM — sind für Rück-
nahmemaßnahmen und Aufkäufe veranschlagt. Nach 
den EG-rechtlichen Bestimmungen ist im Rahmen 
dieser Maßnahmen eine Vernichtung von Obst und 
Gemüse nicht vorgesehen. Es ist deshalb auch für 
diesen Teilbetrag nicht gerechtfertigt, von Mitteln 
zu sprechen, die für die Vernichtung von Obst und 
Gemüse vorgesehen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Traupe. 

Frau Traupe (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn Ihre 
Ausführungen zutreffen, ist es mir um so unerklär-
licher, warum die Bundesregierung Presseberichten, 
die immerhin in seriösen Wirtschaftsteilen stehen, 
nicht entschiedener widerspricht. Der Bürger im 
Lande hat meines Erachtens immer wieder den Ein-
druck, daß die Zeitungsberichte zutreffen, und ich 
meine, es wäre Aufgabe der Bundesregierung, ent-
schiedener dagegen anzutreten. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bundesregierung tritt derartigen Darstellungen im-
mer entschieden entgegen. Leider findet das nicht 
immer den gebührenden Niederschlag in der Presse. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage 
bitte. 

Frau Traupe (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn das 
eine bestimmte Presse beträfe, sähe ich das ein. Da 
es sich aber um Berichte in Wirtschaftsteilen seriö-
ser Tageszeitungen handelt, kann ich mir nicht vor-
stellen, daß sie völlig unbegründet sind. Im Hinblick 
auf Europawahlkampf und die Aufklärungsaufgaben, 
die wir Abgeordneten in diesem Zusammenhang ha-
ben, meine Frage an Sie: Was gedenkt die Bundes-
regierung zu tun, damit eine stärkere Aufklärung 
erfolgt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
gedenkt, weiterhin entschieden das zu sagen, was 
wahr ist, und die Journalisten zu bitten, sich etwas 
intensiver mit den Zusammenhängen zu beschäfti-
gen. Das wird oft vernachlässigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
hält es die Bundesregierung überhaupt für vertret-
bar, daß zur Vernichtung erzeugter Waren in Euro-
pa Interventionsmittel bereitgestellt werden? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Nein. Ich habe eben 
ausgeführt, Herr Kollege, daß die EG-Marktord

-

nung für frisches Obst und Gemüse Vernichtungen 
nicht vorsieht. Wohl werden Rücknahmemaßnah-
men finanziert. Die zurückgenommenen Produkte 
sind dann anderen Verwendungen zuzuführen, z. B. 
sozialen Zwecken — für Altersheime, Krankenhäu-
ser — oder auch der Destillation. Dabei kann es 
auch einmal vorkommen, daß Äpfel verfaulen. 
Aber das ist nur ein ganz geringer Prozentsatz. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da es unbe-
stritten ist, daß, um zu bestimmten Zeiten die 
Marktpreise zu stützen, insbesondere Obst und Ge-
müse durch Geschmacks- und Farbstoffe ungenieß-
bar gemacht wird und nach Ihrer Auskunft dabei 
keine Kosten entstehen, möchte ich Sie fragen, wie 
groß der Kreis der ehrenamtlichen Mitarbeiter ist, 
die diese Aufgabe verrichten. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, durch 
die Marktordnung der EG wird nicht angestrebt, 
das Marktangebot zu verdünnen, um die Preise 
hochzuhalten, sondern die Intervention dient ledig-
lich dazu, gewisse Produkte zu übernehmen, wenn 
sie am Markt nicht abfließen können. 

Ich darf Ihnen dazu ein Beispiel geben. In den 
vergangenen Jahren — zuletzt vor zwei Jahren — 
kam es immer wieder vor, daß in Süditalien gewis-
se Mengen von Pfirsichen nicht absetzbar waren. 
Das hat hier damals große Wellen geschlagen, weil 
gleichzeitig die Pfirsichpreise für die Verbraucher 
recht hoch waren. Andererseits ist der Vorwurf an 
den deutschen Importhandel, er habe diese Ware 
dem deutschen Verbraucher nicht zur Verfügung 
gestellt, völlig ins Leere gelaufen; denn es handel-
te sich um Ware, die bei den deutschen Verbrau-
chern wegen ihrer schlechten Qualität überhaupt 
nicht abgesetzt werden konnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß bei den so-
eben gestellten beiden Fragen in der Zielrichtung 
offenbar die Unterschiedlichkeit der Produktions-
verhältnisse in der Europäischen Gemeinschaft, 
aber auch der Versorgungsverhältnisse übersehen 
wird, die die Bundesregierung, wie ich glaube, so 
sieht, daß die Maßnahmen einem höheren Ziel, 
nämlich einer sozialen und besseren Versorgung 
des gesamten Raumes, dienen sollen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, diese beiden Fragen sind durchaus gerecht-
fertigt. Aber dazu muß man auch sagen, daß wir es 
mit verderblichen Produkten zu tun haben, deren 
Lebensdauer in gewissen Gebieten der EG be-
schränkt ist. Es muß eingeräumt werden, daß dort 
schon einmal Pannen vorkommen können. Aber 
das ist im gesamten Bereich der Nahrungsmittel so. 
Das kann überall einmal passieren. Ich habe selber 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
als Landwirt schon einmal Tafeläpfel an meine 
Kühe verfüttert, weil ich die Äpfel nicht verkaufen 
konnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Abgeordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD) : Herr Staatssekretär, nach-
dem aus Ihren vorherigen Ausführungen und auch 
aus dem Bundeshaushaltsplan entnommen werden 
kann, daß gewisse Mittel für die Ungenießbarma-
chung von Obst und Gemüse aufgewendet werden, 
wäre doch zu fragen, ob diese Mittel nicht sinnvol-
lerweise für andere strukturpolitische Maßnahmen 
— meinetwegen regional- oder auch agrarpoliti-
scher Art — verwendet werden können. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
glaube, daß hier immer ein gewisser Rest bleibt. 
Ich muß klarstellen, daß es sich dabei nur um ei-
nen ganz geringen Teil der Mittel handelt, die hier 
zu Buche stehen. Für Rücknahmemaßnahmen sind 
1977 104,5 Millionen Rechnungseinheiten ausgege-
ben worden. 1978 betrug der Mittelansatz, weil die 
Obsternte relativ gering war, nur 56,9 Millionen 
Rechnungseinheiten. Für 1979 sind im EG-Haushalt 
81,7 Millionen Rechnungseinheiten vorgesehen. 
Außerdem sind für 1979 vorgesehen: für Verarbei-
tung und Verteilung 4,4 Millionen Rechnungsein-
heiten, für die Absatzförderung von Zitrusfrüchten 
— niemand will bestreiten, daß dort, wo Zitrus-
früchte angebaut werden, z. B. in Süditalien, die 
Ärmsten Europas wohnen — 20 Millionen Rech-
nungseinheiten, an Prämien für die Verarbeitung 
von Zitrusfrüchten 18 Millionen Rechnungseinhei-
ten. Dazu kommt erstmals das, was gewissermaßen 
den Sprung in der Gesamtsumme herbeigeführt 
hat: Prämien für die Verarbeitung von Obst und 
Gemüse von 160 Millionen europäischen Rech-
nungseinheiten. Die Europäische Kommission 
glaubt, daß andere Mittel, z. B. für Rücknahmemaß-
nahmen, nicht mehr notwendig sein werden, wenn 
man genug für die Vermarktung tut. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Gansel, ich kann Ihnen keine Zusatzfrage mehr ge-
statten, weil wir schon bei der Frage 3 sind und 
Sie dazu schon eine Zusatzfrage gestellt haben. Es 
tut mir leid. 

Gibt es weitere Zusatzfragen zu diesem Kom-
plex? — Das ist nicht der Fall. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung steht Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär von Schoeler zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten 
Marschall auf: 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus kürzlich 
veröffentlichten Meinungsforschungsergebnissen, die bei der 
Mehrheit der befragten Beamten eine weitgehende Unkenntnis 
wichtiger grundgesetzlicher Bestimmungen ergeben, die soweit 
geht, daß z. B. in Verfassungsregelungen wie Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums, Möglichkeit der Vergesellschaftung, Recht zum 
Widerstand und friedensstaatlicher Auftrag Verfassungsbestim

-

mungen der DDR gesehen werden, bzw. was gedenkt die Bun-
desregierung zur besseren Information der zur Verteidigung 
unserer Verfassungsordnung verpflichteten Beamten in ihrem 
Verantwortungsbereich zu tun? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, darf ich die Fra-
gen 4 und 5 zusammen beantworten? 

(Marschall [SPD] : Ja, bitte schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe daher jetzt 
die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Marschall 
auf: 

Liegen der Bundesregierung Untersuchungen über die grund-
gesetzlichen Kenntnisse der Bundesbeamten im Bereich der in-
neren Sicherheit vor, bzw. werden solche Prüfungen auf Kennt-
nis und Verarbeitung verfassungsrechtlicher Bestimmungen vor-
genommen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Einzelhei-
ten der erwähnten Umfrage, z. B. der Inhalt der 
Fragestellung oder die Auswahl der Befragten, sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. Die Bundesre-
gierung kann deshalb die wissenschaftliche Aussa-
gekraft der Einzelergebnisse nicht beurteilen. Ins-
besondere ist ihr nicht bekannt, welche Ergebnisse 
der Umfrage nicht veröffentlicht wurden. 

Ohne eine solche umfassende Bewertung der 
Umfrage vornehmen zu wollen, muß ich starke 
Zweifel daran anmelden, ob der veröffentlichte Teil 
der Umfrage ein realitätsbezogenes Bild der wirkli-
chen Verhältnisse wiedergibt. 

Tatsache ist, daß die Beamten in Bund und Län

-

dern schon während der Ausbildung mit dem 
Grundgesetz und seinen Inhalten vertraut gemacht 
werden. In dem von Ihnen herausgehobenen Be-
reich der inneren Sicherheit z. B. schreiben die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen vor, daß die 
Beamten ein vertieftes Wissen über die für sie we-
sentlichen Vorschriften des Grundgesetzes vermit-
telt bekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Marschall. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, angesichts 
der Bedeutung dieser Fragen für unser Staatswesen 
frage ich: Ist die Bundesregierung bereit, so bald 
wie möglich eine umfassende Untersuchung durch-
zuführen, die über die Verfassungskenntnis der Be-
amtenschaft repräsentative Aussagen ermöglicht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
derartige Planungen haben wir im Augenblick 
nicht. Die Umfrage, die Sie zitiert haben, gibt aus 
den von mir dargestellten Gründen keinen Anlaß 
für eine solche eingehende Untersuchung, wie Sie 
sie jetzt in die Überlegung bringen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung die Absicht, sich genauere Kennt-
nis über die diskutierte Untersuchung zu verschaf-
fen? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe die Fragen dieser Umfrage, die uns be-
kannt sind, hier nicht im einzelnen dargelegt. Ich 
will mal ein Beispiel herausnehmen. Schauen Sie: 
Da wird gesagt, 30 °/o der Beamten hätten das 
Grundgesetz nie in der Hand gehabt. Ich weiß 
nicht, ob es sehr ergiebig ist, dieser Frage jetzt 
weiter nachzugehen. Ich möchte, wenn ich das 
darf, Frau Präsidentin, mit der Gegenfrage antwor-
ten: Was würde es denn eigentlich auch von Ihrer 
Fragestellung her bedeuten, ob 100 °/o oder 60 % 
oder 70 °/o jemals das Grundgesetz als Papier in 
der Hand gehabt haben? Sie sehen daran, daß die 
Problematik der Fragestellung und der Ergebnisse, 
die daraus produziert werden, nicht unbedingt als 
geeigneter Ansatzpunkt für eine vertiefte Diskus-
sion erscheint, zumindest für den Teil, den ich ken-
ne. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie können noch 
zwei Zusatzfragen stellen, Herr Abgeordneter Mar-
schall. Bitte. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, ich habe 
nicht auf das In-der-Hand-Haben des Grundgeset-
zes im wörtlichen Sinn abgehoben. Ich wollte Sie 
nur fragen, ob nicht selbst dann, wenn nur ein Teil 
der vorgebrachten Bedenken zu Recht bestände, 
Konsequenzen für die Bundesregierung und selbst-
verständlich auch für die anderen Regierungen im 
Land erforderlich wären. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe dargelegt, aus welchen Gründen aus die-
ser Umfrage sich für meine Begriffe keine Konse-
quenzen ergeben. Sie haben Ihre Frage auf diese 
Umfrage abgestellt. Es gibt natürlich hier eine ge-
nerelle Aufgabe der Bundesregierung und der 
Landesregierungen. Aber die bezieht sich nicht nur 
auf den Bereich des öffentlichen Dienstes, sondern 
auf die Gesamtbevölkerung: dafür zu sorgen, daß 
das Vertrauen in die Demokratie und die Anerken-
nung demokratischer Spielregeln sich weiter festi-
gen. 

Ich könnte Ihnen eine Reihe von Umfrageergeb-
nissen darlegen, aus denen sich dieses Ergebnis ab-
leitet. Diese hätten Sie wahrscheinlich nicht zum 
Gegenstand einer solchen Fragestellung gemacht. 

Das Problem scheint mir, wenn wir mal die Ge-
samtbevölkerung nehmen, darin zu liegen, daß wir 
in der Bundesrepublik Deutschland in den 30 Jah-
ren seit Kriegsende eine Demokratie hatten, die 
sich zeitlich gleichzeitig mit einer Phase wirt-
schaftlichen Wohlergehens entwickeln und festigen 
konnte, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil sie 
mit dieser Phase wirtschaftlichen Wohlergehens 
verbunden war. Wir stimmen wahrscheinlich darin 
überein, daß die Bundesregierung und die Landes-
regierungen im Bereich der politischen Bildungsar-
beit dafür Sorge tragen müssen, daß die Festigung 
des demokratischen Bewußtseins, die unter diesen 
günstigen Voraussetzungen möglich war und nach 
meiner Überzeugung auch eingetreten ist, auch in 
Zeiten, in denen es eine Herausforderung an dieses 

gefestigte demokratische Bewußtsein gibt, Bestand 
hat. Dem dienen die Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen, dem muß die politische Bildungsarbeit 
dienen, dem muß auch die Arbeit der politischen 
Parteien dienen. Ich bin gern bereit, Ihnen im ein-
zelnen darzulegen, was wir auf diesen Feldern al-
les tun. 

Ich will, wenn ich das so umfangreich beantwor-
tet habe, Herr Kollege, darauf aufmerksam machen, 
daß mir der Ansatzpunkt dieser Diskussion weni-
ger durch diese Umfrage gegeben zu sein scheint, 
sondern durch eine generellere Fragestellung, die 
ich allerdings ebenso wie Sie für notwendig hal-
te. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfra-
ge, Herr Marschall. 

Marschall (SPD) : Ich bin ebenfalls der Auffas-
sung, daß dies Anlaß sein sollte. Ich möchte Sie 
fragen, ob nicht gerade aus diesen grundsätzlichen 
Überlegungen heraus die Bundesregierung die Ab-
sicht hat, über die Ausbildung hinaus für die Be-
amtenschaft verpflichtende Schulungen in späteren 
Jahren insbesondere im Bereich der inneren Si-
cherheit vorzusehen, damit nicht aus Unkenntnis 
Bürger, die grundgesetzliche Forderungen aufstel-
len, benachteiligt oder verunsichert werden. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe darauf hingewiesen, daß die Umfrage kei-
nen Anlaß zu der Vermutung gibt, daß es so sein 
könnte, wie Sie es jetzt noch einmal dargestellt ha-
ben. Ich habe darüber hinaus darauf hingewiesen, 
daß die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen in 
diesem besonders wichtigen Bereich der inneren 
Sicherheit entsprechende Vorschriften enthalten. 
Damit ist die Frage schon beantwortet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, scheint es 
Ihnen nicht dennoch bedenklich, da die Umfrage 
und die Ergebnisse ja nicht schlicht als unseriös 
dargestellt werden können, was Sie auch nicht ge-
tan haben, daß ausgerechnet die Verfassungsbe-
stimmungen nicht gekannt werden oder in die Ver-
fassung der DDR verwiesen werden, die das kriti-
sche Potential dieser Verfassung mit enthalten und 
auch das Potential der Verfassung, das geeignet 
wäre, diese Gesellschaft weiterzuentwickeln? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
mir ist nicht ganz klar, wieso Sie so eine weitrei-
chende Schlußfolgerung aus den veröffentlichten 
Teilen dieser Umfrage ziehen. Ich vermag diese 
Fragestellung von daher nicht zu teilen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Meinike. 
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Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie auch Zweifel zu dem Ergebnis hier 
vorgetragen haben, darf ich Sie dennoch fragen, ob 
der Grund für doch unbestreitbare Mängel im öf-
fentlichen Dienst in der Kenntnis von Verfassungs-
bestimmungen vielleicht darin liegen kann, daß wir 
im öffentlichen Dienst unvollständige unzureichen-
de Ausbildungsinhalte haben und daß immer noch 
ein Teil der Ausbilder im öffentlichen Dienst die 
eigene Ausbildung unter Prämissen erfahren hat, 
die eben nicht von demokratischen Kriterien be-
stimmt gewesen sind, sondern befangen waren im 
Dritten Reich oder immer noch befangen sind von 
den Vorstellungen eines primitiven Antikommunis-
mus der Nachkriegsepoche. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich muß diesen sehr weitreichenden Unterstellun-
gen entgegentreten. Vielleicht kann ich versuchen, 
Ihnen noch einmal deutlich zu machen, wieso Sie 
solche Konsequenzen aus einer solchen Umfrage, 
soweit sie uns bekannt ist, nicht ziehen können. 
Wenn ich Ihnen die Frage stellte, was in Art. 77 
des Grundgesetzes steht, und Sie müßten mit der 
Antwort passen, würde ich mir daraus keinen 
Schluß auf Ihre demokratische Zuverlässigkeit er-
lauben. Das ist doch das Problem. Für mich liegt 
das Problem darin, daß eine solche Umfrage und 
die veröffentlichten Ergebnisse zum Anlaß einer 
ganz grundsätzlichen und ganz generellen Debatte 
gemacht werden. Ich stimme ja durchaus zu, daß 
man sich über diese Fragen ernsthaft unterhalten 
kann und muß, ich glaube nur, daß das nicht der 
geeignete Ansatzpunkt ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zu-
satzfragen von Ihnen. 

Herr Kollege Jäger (Wangen), bitte schön. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, daß 
die von Ihnen vorhin erwähnten Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen in der Praxis nicht durchge-
führt werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, ich kann hier nur über den Bereich des Bun-
des Auskunft geben. Da werden die Ausbildungs-
und Prüfungsordnungen eingehalten und ausge-
führt. Mir ist auch für andere Bereiche nicht be-
kannt, daß es entsprechende Klagen irgendwo ge-
geben hätte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß neben der 
allgemeinen und sicherlich zu vertiefenden Kennt-
nis unseres Grundgesetzes insbesondere auch die 
Kenntnis der laufenden Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Auslegung der Artikel des 
Grundgesetzes wünschenswert ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ey, grundsätzlich könnte Ihrer Frage natürlich nur 
zugestimmt werden. Nur weiß ich nicht, was wir 
jetzt eigentlich noch verlangen sollen. Man muß 
sich das praktisch vorstellen. Daß der  Zusteller im 
Postdienst der Deutschen Bundespost — ohne die 
Wichtigkeit seiner Aufgabe in irgendeiner Weise 
gering achten zu wollen — nicht unbedingt die 
letzte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
kennen muß, scheint mir eine relativ klare Sache 
zu sein. 'Das zeigt doch alles die Schwierigkeit, an 
Hand formaler Fragen, nach einer formalen Kennt-
nis eine so wichtige und so entscheidende Frage 
wie die der Festigung des Demokratiebewußtseins 
beurteilen zu wollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Wir haben zum glei-
chen Gebiet noch eine weitere Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schöfberger. Ich würde Sie herz-
lichst bitten, dann Ihre Zusatzfragen zu stellen. 

Ich rufe deshalb die Frage 6 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Schöfberger auf: 

Hält es die Bundesregierung im Anschluß an ein vom In-
stitut für Demoskopie in Allensbach erstelltes Umfrageergebnis 
für möglich oder wahrscheinlich oder aber für ausgeschlossen, 
daß auch jeder dritte Bundesbeamte noch nie das Grundgesetz, 
auf das er verpflichtet ist, in der Hand gehabt hat und daß 
bis zu zwei Drittel der Bundesbeamten wichtige Grundgesetz-
artikel, wie Artikel 14 Abs. 2, Artikel 15, Artikel 20 Abs. 4 
und Artikel 26 entweder überhaupt nicht kennen oder über-
wiegend der DDR-Verfassung zuordnen, und was hat die Bun-
desregierung bisher getan, um die Kenntnis des Grundgesetzes 
unter der Beamtenschaft zu verbreiten und zu vertiefen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Wären Sie 
mit zusammenfassender Beantwortungt einverstan-
den, Herr Kollege Schöfberger? 

(Dr. Schöfberger [SPD] : Ja!) 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich auch 
die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Dr. Schöfber-
ger auf: 

Wie kann unter der Voraussetzung des hohen Mangels an 
Kenntnissen über das Grundgesetz garantiert werden, daß 
alle Beamten stets, vor allem in Krisenzeiten, die Gewähr dafür 
bieten, für die freiheitlich-demokratische Grundordnung einzu-
treten, und wie kann unter der Voraussetzung des Umfrage-
ergebnisses garantiert werden, daß sich nicht auch wesentliche 
Teile der Beamtenschaft daran beteiligen, Demokraten, die die 
Vergesellschaftung von Produktionsmitteln nach Artikel 15 des 
Grundgesetzes fordern, als „Verfassungsfeinde" oder Kommu-
nisten" zu brandmarken oder solchen Bürgern gar rechtswidri-
ge Nachteile, wie die Abweisung als Bewerber für den öffent-
lichen Dienst, zufügen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Zunächst ein-
mal — Sie werden es nicht anders erwarten, Herr 
Kollege — möchte ich Bezug nehmen auf meine 
Antwort auf die Frage des Kollegen Marschall. 
Wie sich daraus schon ergibt, kann ich den ersten 
Teil Ihrer Frage damit beantworten, daß die Bun-
desregierung das für sehr unwahrscheinlich hält. 
Die Voraussetzung, von der Sie in Ihrer zweiten 
Frage ausgehen, kann ich daher nicht bestätigen. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Staatssekretär, auf 
welche empirischen Erkenntnisse oder Untersu-
chungen stützen Sie Ihre erheblichen Zweifel am 
Umfrageergebnis? Ist das aus Ihrem Gefühl heraus 
bewertet, oder haben Sie tatsächlich etwas unter-
sucht? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schöfberger, ich habe die Frage so beantwortet, 
wie sie gestellt war. Sie haben danach gefragt, ob 
ich das für wahrscheinlich halte. Ich habe Ihnen 
die Antwort gegeben, daß ich es für sehr unwahr-
scheinlich halte. Dabei stütze ich mich nicht auf 
das Prinzip, daß nicht sein kann, was nicht sein 
darf, sondern zunächst einmal auf die bereits dar-
gelegten Inhalte der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen, darüber hinaus auf die Erfahrungen, 
die wir in diesem Bereich haben. Ich bin gerne be-
reit, Ihnen auch einmal andere Umfragen, die es ja 
in diesem Bereich gibt und die Sie auch kennen, 
zur Verfügung zu stellen. Ich kann Ihnen im Au-
genblick nicht sagen, ob es spezielle Umfragen für 
den Bereich des öffentlichen Dienstes gibt. Aber 
ich glaube soundso, daß das ein generelles Problem 
der politischen Bildungsarbeit ist, das hier ange-
sprochen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Nachdem die Umfrageer-
gebnisse nunmehr schon beinahe drei Wochen un-
beantwortet im Raum stehen, muß ich davon aus-
gehen, daß die Bundesregierung keine Antwort dar-
auf in der Öffentlichkeit zu geben vermag. Wie ver-
einbart sich das mit der allgemeinen Fürsorge-
pflicht gegenüber den Beamten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schöfberger, ich hatte bisher nicht den Eindruck, 
daß das Letztgenannte der Ansatzpunkt der Fragen 
war. Wenn ich aber auf die neue Ausgabe der 
„Quick" von morgen hinweisen darf, dann finden 
Sie dort ein Interview des Bundesinnenministers 
Baum, in dem dieser auf die Fragen zu diesem The-
menkomplex eingeht. Er sagt dort auch deutlich, 
daß er starke Zweifel daran hat, ob die zitierte 
Umfrage ein realitätsbezogenes Bild zeichnet. 
Wenn Sie also Sorge haben, daß die Fürsorge-
pflicht der Bundesregierung nicht in ausreichendem 
Umfang in der Form eines Widerspruchs erfüllt 
worden sei, darf ich zunächst einmal auf meine 
heutige Antwort auf Ihre Frage hinweisen, zum an-
deren auf das morgen in der „Quick" erscheinende 
Interview. 

Vizepräsident Frau Renger: Vielleicht lassen Sie 
dieses Interview allen Abgeordneten in die Fächer 
legen, Herr Staatssekretär. Das wäre vielleicht 
ganz nützlich. 

Haben Sie noch Fragen, Herr Abgeordneter Dr. 
Schöfberger? 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind 
wir uns einig, daß es sich bei der Frage nach der 
Verfassungskenntnis der Beamtenschaft, gleich, 
wie man diese Frage beantworten will oder kann, 
um ein zentrales Problem unseres Berufsbeamten-
tums handelt und daß auch unsere Diskussion über 
die Formel des Gewährbietens wesentlich von der 
Beantwortung dieser Frage abhängt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schöfberger, wir sind uns darin einig, daß die Festi-
gung des demokratischen Bewußtseins in der Öffent-
lichkeit insgesamt und im öffentlichen Dienst insbe-
sondere eine ganz wichtige und eine ganz zentrale 
Frage ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn 
der ehemalige Ministerpräsident Filbinger vom Po-
dium dieses Hauses aus am 23. Februar 1974 die 
Existenz des Art. 15 des Grundgesetzes rundweg 
bestritten hat, wie können Sie dann annehmen, daß 
die breite Beamtenschaft bessere Kenntnisse hat 
als der ehemalige Ministerpräsident von Baden-
Württemberg? 

Vizepräsident Frau Renger: Ich glaube nicht, daß 
diese Frage im Zusammenhang mit der von Ihnen 
eingereichten Frage steht, Herr Schöfberger. 

(Zurufe von der SPD) 

— Nein, das ist meine Auffassung; ich leite die 
Sitzung. 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, obwohl ich mit 
Ihnen darin übereinstimme, daß ein Beamter auch 
dann verfassungstreu kein kann, wenn er das Grund-
gesetz nicht in allen Einzelheiten kennt, möchte ich 
Sie fragen, ob nicht doch ein peinlicher Widerspruch 
darin gesehen werden kann, daß der Staatssekretär 
von den Inhabern von Beamtenstellen nicht erwar-
tet, daß sie alle das Grundgesetz in der Hand gehabt 
haben, daß aber von einem Personalsachbearbeiter 
und von einem Bewerber für eine Beamtenstelle ver-
langt wird, daß er auf dem Boden des Grundgesetzes 
steht ... 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte um kurze 
Fragestellung. 

Gansel (SPD): ... und dieses oft unter Heranzie-
hung höchstrichterlicher Rechtsprechung ja sogar im 
Detail. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, ich fühle mich von Ihnen grundsätzlich miß-
verstanden. Ich habe nicht gesagt — Sie können das 
ja im Protokoll des Deutschen Bundestages nach-
lesen —, daß ich von einem Beamten nicht erwarte, 
daß er das Grundgesetz in der Hand gehabt hat. Ich 
habe nur auf die Problematik einzelner veröffent-
lichter Umfrageergebnisse hingewiesen, indem ich 
gesagt habe: Was würde es denn bedeuten, wenn 
eine Umfrage nicht zu dem Ergebnis kommen würde, 
30 °/o der Beamten hätten das Grundgesetz als Buch 
nie in der Hand gehabt, sondern 100 °/o hätten es in 
der Hand gehabt? Ich wollte damit darauf hinweisen, 
daß Sie aus einer solchen formalen Frage und deren 
formalen Beantwortung keinerlei Hinweise auf die 
Festigung des demokratischen Bewußtseins in der 
Beamtenschaft und in der Öffentlichkeit ziehen kön-
nen. Das ist, glaube ich, doch verständlich dargelegt 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
worden. Wie Sie dann zu der Schlußfolgerung kom-
men, ich hätte gesagt, ich erwartete von einem Be-
amten nicht, daß er das Grundgesetz kennt, ist mir 
etwas schleierhaft. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage zu den zwei Fragen? -- Bitte schön. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist mein Ein-
druck richtig, daß bei Ihnen auch das Problem be-
steht, daß Sie über das Gutachten sprechen, obwohl 
Sie es nicht in der Hand gehabt haben, und wären 
Sie bereit, es sich zu besorgen und es gründlich zu 
studieren? 

von Schoeler, Parl. Staatsekretär: Herr Kollege 
Gansel, ich habe auf das Problem hingewiesen, daß 
mir die Einzelheiten dieser Umfrage nicht bekannt 
sind. Ich muß Ihnen aber auch ehrlich sagen, daß ich 
eine vertiefte Diskussion über die Frage, die wir ge-
meinsam für wichtig halten, anhand dieses Gutach-
tens nicht für möglich halte und daß ich deswegen 
auch keinerlei Anstrengungen in der von Ihnen ge-
nannten Art machen werde, die mit Kosten verbun-
den sind. Auch das habe ich feststellen lassen, Herr 
Kollege, denn allein die notwendige Vorbereitung 
auf die wichtigen Fragen, die hier in dieser Frage-
stunde gestellt worden sind, hätte es natürlich nahe-
gelegt, diese Umfrage zu lesen, wenn das ohne wei-
tere Kostenbelastung des Bundeshaushalts möglich 
gewesen wäre. Diese Hürde zu überspringen er-
schien mir angesichts der aufgezeigten Problematik 
aber nicht erforderlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte um kurze 
Fragen und um kurze Antworten. Meine Damen und 
Herren, sehr viele Fragesteller werden zu kurz kom-
men, wenn wir uns an einer Frage so lange aufhal-
ten. 

Frau Kollegin Simonis, Sie haben eine Zusatz-
frage. 

Frau Simonie (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß der Leser, der diese Meldung 
vor drei Wochen gelesen hat  und  dem Ihre Kennt-
nisse ja nicht vorliegen, auch nach der morgigen 
Veröffentlichung des Interviews von Herrn Baum 
noch Zweifel darüber hegt, ob die von ihm bezahl-
ten Beamten tatsächlich die von mir als sehr wich-
tig erachteten Teile des Grundgesetzes kennen, und 
wären Sie unter Umständen bereit, Ihrerseits nun 
ein von Ihnen anerkanntes Gutachten darüber an-
fertigen zu lassen, ob die Beamten diese Teile des 
Grundgesetzes kennen oder nicht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
diese Frage habe ich schon mit Nein beantwortet. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, da Ihre vor-
hin gegebenen Antworten ergeben haben, daß Ihre 
Antworten heute offensichtlich aus dem endothy

-

men persönlichen Grund geschöpft sind, möchte 1 
ich Sie fragen, ob Sie bereit wären, sich auf zuver-
lässige, empirisch gesicherte und methodologisch 
einwandfreie Weise in den Erkenntnis- und Kennt-
nisstand zu versetzen, um die hier gestellten Fra-
gen auch mit Sachkenntnis beantworten zu kön-
nen? 

 
von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 

Hansen, ich darf Ihnen einen Rat geben. Sie sollten 
sich doch auch noch einmal überlegen, ob diese 
Umfrage ein geeigneter Ansatzpunkt für eine 
wichtige Diskussion ist. Ich will Ihrer Bewertung 
meiner Antworten nicht im einzelnen nachgehen. 
Ich möchte Sie nur einmal fragen, ob Sie jede Um-
frage zum Anlaß einer empirischen Untersuchung 
nehmen, wenn Sie nicht auf Grund anderer Anhalts-
punkte den Eindruck haben, daß diese empirische 
Untersuchung notwendig ist. Vielleicht sollten Sie 
sich auch noch einmal überlegen, was in Ihren 
Worten an Mißtrauen gegenüber der Beamten-
schaft insgesamt zum Ausdruck kommt. Das möch-
te ich zurückweisen. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf des Abg. 
Hansen [SPD]) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen sie meine Auffassung, daß die deutsche Be-
amtenschaft, wenn die Bundesregierung, wie Sie 
dargelegt haben, diese Umfrage nicht zum Anlaß 
nehmen kann, daraus weitgehende Schlüsse zu zie-
hen, einen Anspruch darauf hat, gegen Verdächti-
gungen der Verfassungsuntreue oder . mangelnder 
Verfassungskenntnis in Schutz genommen zu wer-
den? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ja, und das ist 
auch geschehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Meinike. 

Meinike (Oberhausen) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, halten Sie es für völlig ausgeschlossen, daß 
Bewerber für den öffentlichen Dienst auf Grund 
von Hinweisen auf und Erwähnungen von Verfas-
sungsbestimmungen in den sogenannten Anhö-
rungsverfahren deshalb abgewiesen worden sind, 
weil der anhörende Beamte dem Personenkreis zu-
zurechnen ist, der Bestimmungen des Grundgeset-
zes für Bestimmungen der DDR-Verfassung gehal-
ten hat? 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Meinike, ich kann diese Frage nur für den Bun-
desbereich beantworten. Im Bundesbereich erfolgen 
Ablehnungen von Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst wegen mangelnder Verfassungstreue nach 
den Grundsätzen, die die Bundesregierung be- 
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schlossen hat, durch den politisch verantwortlichen 
Minister. Ich verhehle aber nicht, daß ich einzelne 
Beispiele außerhalb des Verantwortungsbereichs der 
Bundesregierung kenne — die auch in der öffentli-
chen Diskussion behandelt wurden —, wo sich 
manche Fragen in dieser Richtung stellen lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie einem Abgeordneten, der jahrelang als 
Dozent in der Ausbildung von Beamten tätig war, 
bestätigen, daß das Grundgesetz Gegenstand der 
Ausbildung und der Prüfungen ist und daß sich je-
der Kollege vergewissern kann, daß das so ist und 
das Grundgesetz daher bei den Beamten wohl auch 
bekannt ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe bereits auf die Ausbildungsvorschriften 
und' Prüfungsordnungen insgesamt hingewiesen. In-
soweit kann ich das bestätigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich lasse noch zwei 
Zusatzfragen zu. 

Frau Matthäus-Maier, bitte. 

Frau Matthäus-Maler (FDP) : Herr Staatssekretär, 
könnte es sein, daß der Vermerk in einer Akte des 
Verfassungsschutzes über einen Bewerber für den 
öffentlichen Dienst, gegen diesen bestünden Zwei-
fel an seiner Verfassungstreue, weil er im Jahre 
1968 an einem, wie es heißt, „Umzug" gegen den 
Vietnamkrieg teilgenommen habe, darauf zurück-
zuführen ist, daß der Beamte das Grundgesetz noch 
nicht in der Hand gehabt hatte und daher Art. 8 
nicht kannte, nämlich das Grundrecht der Demon-
strationsfreiheit? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wenn es einen Fall gäbe, in • dem das die Begrün-
dung für die Ablehnung eines Bewerbers für den 
öffentlichen Dienst ware, diese also darauf gestützt 
worden wäre, hätte ich allerdings in dieser Rich-
tung ernsthafte Zweifel. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine letzte Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
auf dem Hintergrund der Fragen in dieser Frage-
stunde und der Beschuldigungen, die von Opposi-
tionsvertretern gegen namhafte Vertreter der SPD 
und der FDP in bezug auf Verfassungsbrüche vor-
getragen worden sind: Wären Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß wir in den Prüfungs- und Ausbil-
dungsordnungen des Bundes der Vermittlung des 
Inhaltes des Grundgesetzes noch mehr Stunden als 
bisher widmen sollten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Becker, das ist eine ernsthafte Frage. Ich bin 
durchaus der Meinung — wir haben insoweit auch 

schon etwas eingeleitet —, daß wir uns ihr stellen 
müssen: ob der Anteil verstärkt werden muß, ob es 
noch zusätzlicher Anforderungen in den Prüfungs-
ordnungen bedarf. Ich werde dieser Frage nachge-
hen und Sie entsprechend unterrichten. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 8 und 9 
des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) werden 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Welche Schritte hat die Bundesregierung bisher eingeleitet 
bzw. wird sie einleiten, um zu verhindern, daß in der Bundes-
republik Deutschland rechtskräftig verurteilte Spione oder Per-
sonen, die sid durch ihre Flucht einer Aburteilung wegen Spio-
nage entzogen haben, bei Erreichen des Pensionsalters ein Al-
tersruhegeld erhalten werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
meine Antwort auf Ihre Frage bezieht sich auf die 
Rechtslage bei den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes. Hiernach gilt folgendes. Ein Beamter, der 
wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vor-
schriften über Landesverrat und Gefährdung der 
äußeren Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheits-
strafe von mindestens sechs Monaten verurteilt 
wird, verliert seine Beamteneigenschaft mit der 
Rechtskraft des Urteils nach § 48 des Bundesbeam-
tengesetzes und dem entsprechenden Landesrecht. 
Damit erlischt auch seine Anwartschaft auf beam-
tenrechtliche Versorgung. Jedoch ist der ehemalige 
Beamte in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nachzuversichern. 

Bei der rechtskräftigen Verurteilung zu einer 
Freiheitsstrafe ' von weniger als sechs Monaten 
wird ein Disziplinarverfahren mit möglichen Fol-
gen auch für das Ruhegehalt durchgeführt. 

Ein Beamter, der sich der Aburteilung durch die 
Flucht entzogen hat, verliert wegen schuldhaften 
Fernbleibens vom Dienst seine Dienstbezüge nach 
§ 9 des Bundesbesoldungsgesetzes. Die Beamtenge-
setze bestimmen ausdrücklich, daß dadurch eine 
disziplinarrechtliche Verfolgung nicht ausgeschlos-
sen wird. 

Wird der Beamte im Disziplinarverfahren aus 
dem Dienst entfernt, so verliert er ebenfalls damit 
den Anspruch auf Versorgung nach § 11 der Bun

-

desdisziplinarordnung. 
 

Bei Arbeitnehmern liegt in solchen Fällen ein 
wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündi-
gung vor. Mit der Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses endet auch die Pflicht des Arbeitgebers zur 
zusätzlichen Versicherung des Arbeitnehmers bei 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
oder bei einer sonstigen zuständigen Zusatzversor-
gungseinrichtung des öffentlichen Dienstes und 
damit die Anwartschaft des Arbeitnehmers auf 
eine künftige dynamische Versorgungsrente aus 
der Zusatzversorgung. 

Bei Arbeitnehmern, die sich einer Verurteilung 
durch Flucht entzogen haben, entfällt der Anspruch 
auf Fortzahlung der Bezüge. Auch in diesen Fällen 
kann das Arbeitsverhältnis mit den erwähnten zu- 
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satzversorgungsrechtlichen Folgen vorzeitig been-
det werden. 

Auch das Gesetz zur Verbesserung der betriebli-
chen Altersversorgung berücksichtigt den in Ihrer 
Frage erwähnten Tatbestand. § 18 Abs. 2 Nr. 4 die-
ses Gesetzes sieht vor, daß ein Arbeitnehmer kei-
nen Anspruch auf eine Zusatzrente erwirbt oder ei-
nen bereits erworbenen Anspruch auf eine solche 
Zusatzrente verliert, wenn er wegen einer vorsätz-
lichen Tat, die nach den Vorschriften über Frie-
densverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokrati-
schen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefähr-
dung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 
rechtskräftig verurteilt wurde. Die Satzungen der 
Zusatzversorgungseinrichtungen des öffentlichen 
Dienstes enthalten weitgehend entsprechende Re-
gelungen. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, 
an dieser auf Grund der bestehenden Gesetze gege-
benen Rechtslage zur Zeit etwas zu ändern. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, welche 
Möglichkeiten gibt es, Spione, die der Bundesrepu-
blik materiellen Schaden zugefügt haben, wenig-
stens zu einem teilweisen Schadenersatz heranzuzie-
hen und hierbei auch in das Vermögen und vermö-
genswerte Rechte zu vollstrecken? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist eine Frage, die Sie an meinen Kollegen aus 
dem Justizministerium stellen müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Das gehört nicht in 
den Sachzusammenhang. Haben Sie noch eine Fra-
ge? 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, er-
scheint es der Bundesregierung nicht unbillig, daß 
jemand, der sich den für ihn nachteiligen Auswir-
kungen des Rechtsstaates durch Flucht entzieht, 
dennoch so extensiv die Vorteile des Systems in 
Anspruch nehmen kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Niegel, 
ich habe die Rechtslage dargestellt. Wie Sie an-
hand dieser Rechtslage zu der Vermutung kommen, 
die der Anlaß Ihrer jetzigen Frage ist, verstehe ich 
nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß die Personen, die nach 1949 
politische Straftaten begangen haben, in der Al-
tersversorgung wesentlich schlechter gestellt sind 
als die, die von 1933 bis 1945 politische Straftaten 
begangen haben? 

(Hansen [SPD] : 131 er!) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich würde das gern schriftlich beantworten, weil 
ich jetzt nicht ganz verstehe, auf welchen Punkt Sie 
abzielen. 

Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Staatsse-
kretär beantwortet die Frage schriftlich. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Voss auf: 

Hat die Bundesregierung die Veröffentlichungen in den letzten 
Ausgaben der Zeitschrift ,Stern" (Nr. 17 bis 19 mit den Titeln 
„Freiheit 79 ,Dein Bild für den Geheimdienst', Schnüffelstaat 
,Die Leichen in Herolds Keller' und Freiheit 79 ,Ein Geheim-
dienst geht baden"', denen geheimhaltungsbedürftiges und ent- 
sprechend eingestuftes Material zugrundeliegt, zum Anlaß ge-
nommen, nach den möglichen Tätern zu forschen und strafrecht-
liche Maßnahmen gegen sie einzuleiten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
den erwähnten Veröffentlichungen liegt nur zum 
Teil, nämlich im Fall der im „Stern" Nr. 19 ange-
sprochenen Überprüfungen durch das Bundesamt 
für Verfassungsschutz, die Kenntnis von geheim

-

haltungsbedürftigem und entsprechend eingestuftem 
Material zugrunde. Ich habe insoweit Maßnahmen 
zur Ermittlung der oder des Informanten eingelei-
tet. Wenn diese Nachforschungen konkrete Hin-
weise ergeben sollten, wird über die Einschaltung 
der Strafverfolgungsorgane zu entscheiden sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
darf Sie fragen, wie Sie die Erfolgsaussichten Ihrer 
Ermittlungen einschätzen und ob sich diese Ermitt-
lungen im Rahmen der bisher — für meine Begriffe 

nicht ausreichenden Erfolgsaussichten halten. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voss, ich weiß nicht, wie Sie bei Beginn von Er-
mittlungen die Erfolgsaussichten solcher Maßnah-
men einschätzen wollen. Allerdings muß ich Ihnen 
eines sagen, nämlich daß wir die Suche nicht für 
erfolglos halten. Sonst hätten wir die Ermittlungen 
nicht eingeleitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Voss (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für möglich oder für wahrscheinlich, daß die 
Quelle dieser Geheimnisverletzung in der Spitze 
des Ressorts zu suchen ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voss, das ist eine Unterstellung, die ich zurück-
weisen muß. Das halte ich weder für wahrschein-
lich noch für sonst was, sondern für ausgeschlos-
sen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, bei welchen 
Gelegenheiten erfährt ein Abgeordneter eigentlich, 
welche Presseinformationen wie eingestuft sind? 
Ist nicht möglicherweise auch schon die Frage da-
nach ein Kollidieren mit den Geheimhaltungsvor-
schriften? 
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Gansel, Presseinformationen werden nicht einge-
stuft, sondern es werden Aktenvorgänge in Mini-
sterien eingestuft. Insofern bitte ich darum, noch 
einmal nachzufragen, damit ich weiß, worum es Ih-
nen geht. 

Gansel (SPD) : Woher weiß der arglose Staatsbür-
ger, was in einem Presseartikel geheim ist? Dann 
muß er doch die Geheimnisse kennen. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Bei der Frage 
des Kollegen Voss ging es nicht um die Presse und 
auch nicht um den Staatsbürger, sondern es ging 
um die Frage, ob Ermittlungen eingeleitet werden, 
wer diese Informationen, die als „geheim" einge-
stuft waren, nach draußen gegeben hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es nicht 
Pflicht von Presseorganen, bekanntgewordene 
Rechtsbrüche, wenn sie allgemeine Bedeutung ha-
ben, zu veröffentlichen bzw. die Öffentlichkeit 
über sie zu informieren? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, sicherlich kann es, wenn Presseorganen 
Rechtsbrüche bekannt werden, eine Verpflichtung 
von Presseorganen geben, solche zu veröffentli-
chen. In dem angezogenen Fall handelt es sich 
aber nicht um ein solches Beispiel. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 12 des 
Herrn Abgeordneten Thüsing auf: 

Hat die Bundesregierung die türkische Zeitung „Anadolu" in 
der Vergangenheit finanziell oder anderweitig unterstützt, und 
wie sieht die Unterstützung gegebenenfalls zur Zeit aus? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, die Bundesregierung hat bis zum Jahre 
1971 eine unter dem Namen „Anadolu" erscheinen-
de Zeitschrift durch finanzielle Zuwendungen ge-
fördert. Es handelte sich nach Auskunft des Presse-
und Informationsamtes der Bundesregierung um 
eine politisch neutrale Zeitschrift für türkische 
Gastarbeiter. Ihr Erscheinen wurde später einge-
stellt. 

Seit September 1978 erscheint eine neue Wo

-

chenzeitschrift gleichen Namens, die mit dem vor-
erwähnten Blatt jedoch nur den Namen gemeinsam 
hat. Die Zeitung steht der Gerechtigkeitspartei des 
ehemaligen türkischen Ministerpräsidenten Demirel 
nahe und bezieht insofern auch eine eindeutige po-
litische Position. Eine Förderung durch die Bundes-
regierung findet nicht statt. 

(Thüsing [SPD] : Ich danke für die Klarstel

-

lung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe Frage 13 des Herrn Abgeordneten Thü-
sing auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktivitäten der türki-
schen Idealisten- und Kulturvereine in der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Konsequenzen wird die Bundesregie-
rung gegebenenfalls aus diesen Aktivitäten ziehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Soweit be-
kannt, Herr Kollege, bestehen in der Bundesrepu-
blik Deutschland etwa 100 türkische „Idealistenver-
einigungen", die entweder von der extrem natio-
nalistischen türkischen Partei der nationalen Bewe-
gung, MHP, gegründet worden oder stark unter ih-
ren Einfluß geraten sind. Diesen Vereinigungen, 
die seit dem 18. Juni 1978 in der sogenannten Föde-
ration demokratischer türkischer Idealistenvereini-
gungen zusammengeschlossen sind, gehören derzeit 
etwa 20 000 Mitglieder an. Es kann allerdings nicht 
davon ausgegangen werden, daß alle diese Mitglie-
der der MHP angehören oder sich voll mit ihrer 
Zielsetzung und Ideologie identifizieren. 

Die Bundesregierung beobachtet die offenbar im 
Zusammenhang mit den innenpolitischen Ereignis-
sen in der Türkei anwachsende Tätigkeit türki-
scher extremistischer Gruppen in der Bundesrepu-
blik Deutschland mit Sorge. Es ist festzustellen, 
daß die Tätigkeit sowohl der rechts- als auch der 
linksextremistischen türkischen Organisationen bei 
uns zugenommen hat. Was die Tätigkeit der 
rechtsextremistischen türkischen Vereinigungen be-
trifft, so habe ich zu Beginn dieses Jahres eine inten-
sive Untersuchung durch die Sicherheitsbehörden 
des Bundes veranlaßt. Dabei hat sich bestätigt, daß 
sich die Agitation dieser Gruppen spürbar ver-
schärft hat. In diesem Zusammenhang weise ich 
z. B. auf Äußerungen führender MHP-Funktionäre 
anläßlich von Veranstaltungen MHP-nahestehender 
Vereinigungen im Bundesgebiet sowie auf ver-
schiedene Flugblattaktionen hin. 

Bei der Überprüfung der Vorwürfe in konkreten 
Einzelfällen, die MHP habe auch in der Bundesre-
publik Deutschland Gewaltakte gegenüber Anders-
denkenden begangen, habe ich festgestellt, daß die 
zuständigen Strafverfolgungsbehörden der Länder 
solchen Vorwürfen zwar nachgegangen sind, je-
doch keine Beweise dafür erbringen konnten. Dies 
ändert jedoch keineswegs etwas daran, daß die Tä-
tigkeit der extremistischen Organisationen ange-
sichts der oben geschilderten Situation besonders 
sorgfältiger Beobachtung bedarf. Als Konsequenz 
der von mir veranlaßten Untersuchung wird die 
Tätigkeit extremistischer türkischer Organisationen 
z. B. im kommenden Verfassungsschutzbericht aus-
führlicher als bisher dargestellt werden, damit die 
Öffentlichkeit auf diese Weise über die Entwick-
lung auf diesem Gebiet besser aufgeklärt wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
meiner Befürchtung zu, daß die Ergebnisse der 
Nachforschungen der Sicherheitsbehörden der Län-
der auch deshalb so unvollständig waren, weil von 
den von Ihnen genannten Organisationen türkische 
Bürger, die in der Bundesrepublik leben, unter Druck 
gesetzt werden, und daß auch deshalb so wenig an 
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Ergebnissen vorgelegt werden konnte, weil Streitig-
keiten unter Türken, die politischen Hintergrund 
haben, naiverweise noch immer als „Familienfeh-
den" bezeichnet werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, zunächst einmal muß man zwei Bereiche 
voneinander unterscheiden, den Bereich der Tätig-
keit der Landesämter und des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz und den Bereich der Staatsanwalt-
schaften und der Polizei, in dem es um konkrete Er-
mittlungen in konkreten Strafverfahren geht. 

Nun haben Sie die Frage gestellt, ob bei diesen 
Ermittlungen im Bereich der Polizei und der Staats-
anwaltschaft teilweise auch deshalb keine Beweise 
herauskommen, weil mögliche Zeugen durch die 
Tätigkeit beispielsweise rechtsextremistischer türki-
scher Organisationen eingeschüchtert sind. Es liegt 
in,  der Natur dieser Frage, daß ich das weder aus-
schließen noch bestätigen kann, weil Sie in diesem 
Bereich weitgehend auf Spekulationen angewiesen 
sind. Die Strafverfolgungsbehörden können nur fest-
stellen, daß ein Zeuge einen bestimmten Vorwurf 
nicht bestätigt; aus welchen Motiven dies passiert, 
wird im Einzelfall sehr schwer festzustellen sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie be-
reit, wenn Ihre Untersuchungen das von mir ange-
nommene Ergebnis haben, nämlich die eindeutige 
Verbindung dieser genannten Organisationen — 
denen andere hinzuzufügen wären — zu fachisti-
schen Vereinigungen, Gruppierungen und Parteien 
der Türkei nachzuweisen ist, nicht nur gegen ein-
zelne Mitglieder solcher Organisationen, denen 
Straftaten nachgewiesen werden können, vorzuge-
hen, sondern auch gegen die Organisationen an 
sich? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, auch das möchte ich nicht ausschließen, will 
aber dazu sagen, daß Verbotserwägungen — darauf 
zielen Sie jetzt offensichtlich ab — von der Bundes-
regierung vor der Entscheidung über eine bestimmte 
Maßnahme nie in der Öffentlichkeit angestellt wer-
den. Das ist ein allgemeiner Grundsatz, an den ich 
mich auch hier halten möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Stutzer zu einer Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU) : Sie betonen in Ihrer Antwort, 
daß die Bundesregierung die Aktivitäten der Rechts-
extremisten hat untersuchen lassen. Daran schließt 
sich meine Frage an: Ist die Bundesregierung auch 
bereit, die Aktivitäten der Linksextremisten unter-
suchen zu lassen, und wie hoch schätzt die Bundes-
regierung die Zahl der linksextremistischen Türken? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe das geantwortet, weil ich so gefragt wor-
den bin. Selbstverständlich haben wir uns auch mit 
dem anderen Sektor des politischen Extremismus  

von Ausländern beschäftigt, speziell auch was die 
Türkei betrifft. Ich habe das sogar mit einem Satz in 
meiner Antwort erwähnt. Auch hier ist ein Anstei-
gen der Tendenz zu verfolgen, wie ich bereits dar-
gestellt habe. Ich bin gern bereit, Ihnen die Zahlen 
nochmal zu übermitteln, aber Sie werden ohnehin 
im nächsten Verfassungsschutzbericht erwähnt wer-
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Becker (Nienberge)., 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär: 
hat die Bundesregierung alle Möglichkeiten aus- 
geschöpft oder wahrgenommen, gewalttätige Aus-
einandersetzungen türkischer Extremisten auf deut-
schem Boden zu unterbinden oder zu verhindern? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kol-
lege Becker. Wir unternehmen alle Anstrengungen, 
um zu verhindern, daß innenpolitische Auseinander-
setzungen der Türkei auf deutschem Boden mit 
Gewalt ausgetragen werden. 

Vizepräsdent Frau Renger: Ich rufe die Frage 14 
der Frau Abgeordneten Dr. Hartenstein auf: 

Trifft es zu, daß radioaktive Substanzen, die aus den Wieder-
aufarbeitungsanlagen La Hague (Frankreich) und Windscale 
(Großbritannien) ins Meer geleitet werden, bereits bis in die 
Deutsche Bucht gelangt sind und an der Nordseeküste festge-
stellt werden konnten, und wenn ja, was beabsichtigt die Bun-
desregierung dagegen zu unternehmen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
im Rahmen der Überwachung der Umweltradio-
aktivität auf Kernwaffen-fallout wird das Meer-
wasser im Bereich der Deutschen Bucht seit dem 
Jahr 1962 regelmäßig untersucht. In diesem Zusam-
menhang konnte nach Abklingen der aus Kern-
waffenversuchen stammenden Radioaktivität Anfang 
der siebziger Jahre ein gewisser Einfluß radio-
aktiver Stoffe aus kerntechnischen Anlagen nach-
gewiesen werden. Im Rahmen eines ausgedehnten 
Untersuchungsprogramms des Deutschen Hydrogra-
phischen Instituts ergaben sich Hinweise, die darauf 
schließen lassen, daß die in der Deutschen Bucht 
gefundenen radioaktiven Stoffe aus der französi-
schen Wiederaufarbeitungsanlage La Hague durch 
den Ärmelkanal und aus der englischen Wieder-
aufarbeitungsanlage Windscale über die Irische See 
um die Nordspitze Schottlands herum mit den je-
weiligen Meeresströmungen zur Deutschen Bucht 
transportiert werden. 

Bei der nachgewiesenen Radioaktivität handelt es 
sich um Storntium-90, Cäsium-137, verschiedene Plu-
toniumisotope und Americium-241. Die bisher be-
obachteten Meßwerte bewegen sich in unbedenk-
lichen Bereichen und liegen weit unter den in den 
Euratom-Grundnormen oder der Strahlenschutzver-
ordnung genannten Grenzwerten. 

Auf Grund der niedrigen Aktivitätskonzentration 
und der damit verbundenen vernachlässigbar ge-
ringen Gefährdung sieht die Bundesregierung keine 
Möglichkeit im Rahmen internationaler oder bilate- 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
raler Übereinkommen auf eine Reduzierung der 
Aktivitätsabgaben bei den genannten Wiederauf-
arbeitungsanlagen hinzuwirken. Gleichwohl ist dar-
auf hinzuweisen, daß bei der Genehmigung neuer 
Wiederaufarbeitungsanlagen — auf Grund der in-
zwischen verbesserten Technologien zur Rückhal-
tung radioaktiver Stoffe beim Wiederaufarbeitungs-
prozeß — die Bundesregierung nach Art. 37 des 
Euratom-Grundvertrages auf die Festsetzung niedri-
gerer Aktivitätsabgaben hinwirken würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist sichergestellt, daß die Untersuchungen an der 
deutschen Nordseeküste in regelmäßigen und so 
kurzen Zeitabständen erfolgen, daß auf keinen Fall 
radioaktiv verseuchte Fische, Muscheln oder andere 
Meeresfrüchte auf den Markt gelangen können und 
damit Gefährdungen der Bevölkerung beim Genuß 
dieser Nahrungsmittel erfolgen können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich bin von meinen Mitarbeitern darüber unterrich-
tet worden, daß das der Fall ist. Ich werde aber die 
Fragestunde noch einmal zum Anlaß nehmen, dies 
sicherzustellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß der Windscale-Report — der 
jetzt auch in deutscher Übersetzung vorliegt — aus-
weist, daß seit 1970 verschiedentlich durch die Ab-
wässer aus den Wiederaufarbeitungsanlagen in 
Windscale — ähnliches gilt auch für La Hague — 
tatsächlich relativ hohe Dosen von Cäsium 134 und 
137 in die Irische See und von da auch in die Deut-
sche Bucht gelangt sind, und hat die Bundesregie-
rung Schritte unternommen, um darauf hinzuwirken, 
daß hier ein größeres Maß an Sicherheit erreicht 
wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wir sind bemüht, dafür zu sorgen, daß in diesem 
Bereich möglichst restriktiv verfahren wird. Was 
die Meßwerte betrifft, so kann ich Ihnen nur die 
mir vorliegende Information wiedergeben, die ich 
bereits vorhin in der Antwort auf die Ausgangs-
frage gegeben habe, nämlich daß sich die bisher be-
obachteten Meßwerte in unbedenklichen Bereichen 
bewegen und weit unter den in den Euratom-Grund-
normen oder in der Strahlenschutzverordnung ge-
nannten Grenzwerten liegen. Sie haben jetzt noch 
einmal speziell einen bestimmten Abschnitt im 
Windscale-Bericht angesprochen. Ich werde dem 
nachgehen und die Frage schriftlich beantworten, 
was dort zu diesem Thema steht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie uns mitteilen, in welchem Ausmaß sich die 
natürlich vorhandene Radioaktivität im Meerwas-
ser vor der Nordseeküste durch die aus La Hague 
und Windscale stammenden radioaktiven Stoffe er-
höht hat? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, das kann ich Ihnen mit konkreten Zahlen im 
Augenblick nicht im einzelnen angeben. Ich kann 
nur die generelle Aussage machen, die ich bereits 
gemacht habe. Ich weiß nicht, ob uns solche Zahlen 
vorliegen, die einen derartigen Vergleich ermög-
lichen. Wenn das der Fall ist, bin ich gern bereit, 
Ihnen das Material zuzustellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Marschall. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, zu welchem 
Zeitpunkt sieht die Bundesregierung eine Möglich-
keit, die angesprochenen Höchstwerte der Euratom-
Normen zu reduzieren? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Marschall, weil es sich um eine internationale An-
gelegenheit handelt, kann ich Ihnen nicht sagen, 
daß dann und dann ein bestimmtes Ergebnis erzielt 
wird. ich kann Ihnen nur sagen, daß wir dort, wo 
wir Möglichkeiten haben, darauf hinarbeiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Simonis. 

Frau Simonis (SPD) : Herr Staatssekretär, da of-
fensichtlich selbst bei ordnungsgemäßem Arbeiten 
dieser beiden Wiederaufbereitungsanlagen das Auf-
treten von Substanzen festgestellt worden ist, de-
ren Werte allerdings noch im nichtgefährlichen Be-
reich liegen, frage ich Sie: Ist von Ihrem Hause aus 
sichergestellt worden, daß Sie bei einem möglichen 
Störfall rechtzeitig unterrichtet werden, falls hö-
here Werte im Wasser auftreten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Simonis, ich weiß nicht, ob Ihnen bewußt ist, daß 
wir über Anlagen in England und Frankreich reden. 

(Frau Simonis [SPD]: Doch! Deswegen 
frage ich ja: Wann erfahren Sie das?) 

— Dann muß ich die Frage wie folgt beantworten. 
Ls finden laufend Messungen in den betreffenden 
deutschen Gewässern statt, die auch die Gewähr 
dafür bieten müssen, daß eine solche Frühwarnung, 
wie Sie sie in Ihrer Frage ansprechen, in dem Fall 
des Eintritts eines Ereignisses, wie Sie es eben ge-
schildert haben, erfolgen würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 15 
der Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Sicherheit der inter-
nationalen Atommüllager im Nordatlantik, die bisher vorwie-
gend Atommüll aus den USA und aus Großbritannien aufge-
nommen haben? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Zur Beurteilung 
der Sicherheit der in der Iberischen Tiefsee abge-
lagerten radioaktiven Abfälle kann folgendes fest-
gestellt werden. Die Abfälle liegen in einer Tiefe 
von mehr als 4 000 m. Das Versenkungsgebiet ist 
weder zur Gewinnung von Bodenschätzen noch für 
Fischereizwecke geeignet. Die abgelagerten Abfälle 
sind verfestigt und nur schwach aktiv. Außerdem 
ist die Gesamtmenge der Radioaktivität wesentlich 
geringer, als es die Empfehlungen der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation zulassen. Diese 
Faktoren zusammengenommen lassen nicht erwar-
ten, daß von den abgelagerten Abfällen eine Ge-
fährdung für irgendwelche Bevölkerungsgruppen 
ausgeht. Der Bundesregierung sind keine Tatsachen 
bekannt, die unter den gegebenen Umständen ge-
gen die Sicherheit dieser Ablagerungen sprechen 
würden, auch nicht in ökologischer Hinsicht. 
Gleichwohl bemüht sich die Bundesregierung als 
Mitunterzeichnerstaat der Londoner Konvention 
aus international-ökologischer Rücksichtnahme 
auch selber um eine restriktive Anwendung der 
vorgenannten Empfehlungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist der Bundesregierung bekannt, daß Geologen seit 
den 60er Jahren immer wieder darauf aufmerksam 
machen, daß im Nord- und Mittelatlantik eine rege 
vulkanische Tätigkeit stattfindet, und sind Sie nicht 
der Auffassung, daß damit erhebliche Sicherheits-
probleme für diese Atommüllager entstehen kön-
nen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich müßte das 
nachprüfen lassen und wäre Ihnen auch dankbar, 
wenn Sie mir angäben, auf welche Stellungnahme 
Sie sich stützen. Ich bin bereit, meine allgemeine 
Aussage zu dieser Frage auf schriftlichem Wege zu 
konkretisieren. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) : Das kann ich gerne 
tun. Darf ich meine zweite Zusatzfrage stellen? 

Vizepräsident Frau Renger: Sie können eine zweite 
Zusatzfrage stellen. Bitte schön. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) : Herr Staatssekretär, 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
nicht nur eine verbesserte, sondern eine optimale 
Sicherheit dieser Lagerung — auch in bezug auf 
die Korrosionsprobleme, die bei den Abfallbehältern 
heute bereits aufgetreten sind — zu gewährleisten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wir sehen das Problem im Augenblick hauptsäch-
lich darin, daß man überlegen muß, ob die nach dem 
Londoner Abkommen zugelassenen Höchstwerte 
niedriger sein sollten. Diese Werte werden im ge-
genwärtigen Zeitraum nicht ausgenutzt. Die Frage 
nach der Höhe hat aber insofern Bedeutung, als 
man der Versuchung, die Höhe auszunutzen, mit 

einer Senkung dieser Zahlen begegnen sollte. Wir 
meinen, daß man im Augenblick über diesen Punkt 
in internationalem Rahmen reden muß. Andere 
Punkte sehen wir im Augenblick unter Sicherheits-
gesichtspunkten nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 16 
des Herrn Abgeordneten Laufs auf: 

Kann der Antwort der Bundesregierung auf die Frage Nr. 
B 44 vom 27. April 1979 (Drucksache 8/2763) betreffend die Ent-
wicklung der Schwefeloxidimmissionen entnommen werden, daß 
die Bundesregierung gegenwärtig nicht in der Lage ist, die Aus-
wirkungen der von ihr geforderten Rauchgasreinigung an Groß-
feuerungsanlagen auf die vorgegebene Immissionsbelastung in 
den Ballungsgebieten annähernd zu quantifizieren? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Auswirkung der Abgasendreinigung bei Groß-
emittenten auf die Immissionsbelastung ist im kon-
kreten Einzelfall hinreichend quantifizierbar. Bei 
pauschaler Betrachtungsweise, wie sie die Frage-
stellung erfordert, kann davon ausgegangen wer-
den, daß sich die vorgegebene Immissionsbelastung 
in einem größeren Gebiet in etwa dem Maße ver-
ringert, wie die Emissionen in diesem Gebiet ab-
nehmen. Die Ausrüstung von Kohlekraftwerken mit 
Anlagen zur Abgasendreinigung hätte z. B. im Bal-
lungsraum Rhein-Ruhrgebiet eine etwa 20%ige 
Minderung der gesamten Schwefeldioxidemissio-
nen zur Folge. In bestimmten Gebieten der Bundes-
republik Deutschland würde der Zubau von Groß-
feuerungen ohne Abgasendreinigung eine Über-
schreitung der Immissionswerte verursachen. Be-
reits aus diesem Grund ist in diesen Fällen der Ein-
bau von Abgasendreinigungsanlagen erforderlich, 
ganz abgesehen von der im Bundesimmissions-
schutzgesetz festgelegten Pflicht zur Vorsorge und 
den zu erwartenden internationalen Problemen 
durch den großräumigen Transport von Luftver-
unreinigungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Her Staatssekretär, können 
Sie es als zutreffend bezeichnen, daß die Großanla-
gen in den Ballungsgebieten mit weniger als 10 °/o 
an der Gesamtimmission beteiligt sind und daß man 
daher bei den zahlreichen kleinen Emittenten an-
setzen müßte, um eine nennenswerte Immissionsver-
minderung zu erzielen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, zunächst einmal ist jeder Schritt, der zu 
einer Reduzierung der Immissionsbelastung führt, 
zu begrüßen und angesichts der Situation der Luft-
belastung auch notwendig. Deswegen kann es auch 
— das möchte ich als zweites sagen — kein Ent-
weder-Oder bei den beiden von Ihnen angespro-
chenen Problemkreisen der neuen Anlagen auf der 
einen und der Ausrüstung der alten Anlagen auf der 
anderen Seite geben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 
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Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß auch die nassen Reinigungsverfahren 
wegen der entstehenden Aerosole keine Verminde-
rung des Feststoffgehaltes an Schadstoffen in der 
Abluft bringen können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, das ist schon ein Teil Ihrer nächsten Frage, 
die ich in diesem Zusammenhang beantworten 
möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich auch die 
Frage 17 des Herrn Abgeordneten Dr. Laufs auf: 

Mit welcher Menge an staub- oder gasförmigen Emissionen 
ist bei der Erzeugung einer Terawattstunde auf Kohlebasis zu 
rechnen, wenn dabei nasse bzw. Trockenverfahren zur Abgasend-
reinigung nach dem Stand der Technik eingesetzt werden, und 
welche Umweltbelastungen ergeben sich daraus durch den von 
der Bundesregierung geplanten verstärkten Ausbau der Kohle-
kraftwerkskapazitäten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
zur Erzeugung von einer Terawattstunde elektri-
scher Leistung werden bei Einsatz von Kohle mit 
einem Schwefelgehalt von 1,3 Gewichtsprozent ohne 
Abgasendreinigung 7 800 t SO2 emittiert. Die Ab-
gasbehandlung verringert diese Emissionen unab-
hängig vom Verfahren auf höchstens 1 560 t S02. 
Ohne Abgasbehandlung würden an Clorverbindun-
gen zirka 600 t und an Fluorverbindungen zirka 
90 t emittiert werden. Bei Anwendung von Naßver-
fahren zur Abgasbehandlung werden die Chlorver-
bindungen auf 90 t, die Fluorverbindungen auf 15 t 
beschränkt; bei der Wahl von Trockenverfahren 
sind die entsprechenden Werte 300 t und 45 t. Die 
Staubemissionen werden durch Abgasendreinigung 
auf 150 t beschränkt, wobei die besonders gesund-
heitsgefährdenden Staubinhaltsstoffe, Schwermetalle 
u. ä., auf insgesamt 3 t verringert werden. 

Durch die Abgasendreinigung werden also die 
Emissionen je nach Verfahren und Schadstoff um 
mindestens 50 °/o, im allgemeinen um 80 °/o vermin-
dert. Trotz des zu erwartenden Zubaues können 
daher die Gesamtemissionen von Kohlekraftwerken 
und die dadurch verursachten Immissionen bis 1990 
insgesamt verringert werden, wenn Altanlagen 
durch moderne, dem Stand der Technik entspre-
chende Anlagen ersetzt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie vor diesem Hintergrund die Feststellung des 
Bundeswirtschaftsministers vor der Energiekommis-
sion der IG Chemie am 2. Mai bestätigen, daß der 
bei Kernenergieverzicht notwendige Bau von bis 
zu 70 zusätzlichen konventionellen Kraftwerken 
auf Dauer die Umwelt möglicherweise gefährlich 
bedrohen würde? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, mir sind diese Äußerungen zwar aus der Zei-
tung bekannt, aber ich kann im Augenblick nicht 
zu einer mir nicht im Wortlaut vorliegenden Er

-

klärung Stellung nehmen. Bevor ich eine Stellung-
nahme abgebe, möchte ich das im Zusammenhang 
lesen. Ich bin gerne bereit, Ihnen dazu noch etwas 
zu schreiben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie die vielfach veröffentlichten Unter-
suchungen, nach denen die Umweltrisiken bei der 
Erzeugung von Energie auf Kohlebasis selbst bei 
Verwendung von Abluftendreinigungsanlagen er-
heblich größer sind als bei der Erzeugung von Ener-
gie auf nuklearer Basis? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, ich glaube, das kann ernsthaft nicht bestrit-
ten werden. Das ist aber auch gar nicht die Frage, 
über die hinsichtlich der Kernenergie diskutiert wird. 
Daß die Umweltbelastung — beispielsweise der 
Luft —, die von Kohlekraftwerken ausgeht, sehr 
viel größer ist als die Belastung, die von der Kern-
energie ausgeht, ist eine Selbstverständlichkeit. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
könnten Sie uns einmal darstellen, mit welchen 
finanziellen Aufwendungen beim Bau die Umwelt-
belastungen durch Kohlekraftwerke sozusagen auf 
Null gebracht werden können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Becker, dazu kann ich Ihnen aus dem Stegreif keine 
Zahl nennen, zumal wenn Sie formulieren: „auf 
Null gebracht werden können" . Das wird nach dem 
Stand der Technik wahrscheinlich überhaupt nicht 
möglich sein. Aber zu der Abgasendreinigung, die 
hier zur Diskussion steht, kann ich Ihnen eine kon-
krete Zahl nennen, was das kostet. Für den Einbau 
einer solchen Abgasendreinigung ist bei einem 
Kraftwerk mit einer Kapazität von 700 MW bei 
4 000 Vollastbetriebsstunden sowie mit einer 
80%igen Entschwefelungsanlage mit Kosten in 
Höhe von etwa 100 Millionen DM zu rechnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Cronenberg. 

Cronenberg (FDP) : Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß die Verschmutzungen, die 
durch Kohlekraftwerke entstehen, unheilbar sind, 
daß also die Luft nicht wieder regeneriert werden 
kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Es ist leider 
bei den meisten Luftbelastungen, Herr Kollege Cro-
nenberg, das Problem, daß sie entweder nicht oder 
nur sehr schwer und unter Einsatz immenser finan-
zieller Mittel heilbar sind. Was die S02-Problema-
tik betrifft, so ist allgemein bekannt, daß hier eine 
Schädigung eintreten kann, die nicht korrigierbar 
ist. 
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Vizepräsident Frau Renger: Schönen Dank, Herr 
Staatssekretär. Damit sind die Fragen aus Ihrem 
Geschäftsbereich beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Herr Abgeordneter Hasinger 
ist nicht im Saal; die Fragen 18 und 19 werden da-
her schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Frage 20 der Frau Abgeordneten Matthäus-
Maier: 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die Er-
fahrungen nach Einführung des § 88 a StGB — insbesondere über 
die Zahl der Ermittlungsverfahren und deren Ergebnisse — vor? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär Dr. de With. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Nach den dem Bundesminister 
der Justiz vorliegenden Erkenntnissen sind bislang 
gegen 103 Personen Ermittlungsverfahren wegen 
Verdachts von Straftaten nach § 88 a StGB einge-
leitet worden. Anklage nach dieser Vorschrift wur-
de gegen sieben Personen erhoben. Urteile ergin

-

gen gegen sieben Personen. Sie setzen sich zusam-
men aus fünf Verurteilungen, davon eine rechts-
kräftig, vier nicht rechtskräftig, und zwei Freisprü-
chen, davon einer rechtskräftig, einer nicht rechts-
kräftig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage? — Bitte, 
Frau Abgeordnete Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus -Maier (FDP) : Bestehen nicht er-
hebliche Zweifel an der Erforderlichkeit dieser 
Vorschrift auf Grund der Tatsache, daß, wie mir 
bekannt ist, in der ganz überwiegenden Zahl der 
Fälle zugleich wegen anderer Straftatbestände er-
mittelt und verfolgt worden ist? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Vorschrift 
ist in erster Linie auf Grund von Vorstellungen der 
Innenministerkonferenz in das Strafgesetzbuch auf-
genommen worden. Sie wird dauernd daraufhin ge-
prüft, ob sie noch notwendig ist. Bisher haben sich 
keine Erkenntnisse ergeben, nach denen die Vor-
schrift gestrichen werden sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzf rage. 
 

Frau Matthäus -Maier (FDP) : Trifft es zu, daß ei-
ner der ersten Verfolgungsbeschlüsse auf Grund 
des § 88 a gegenüber einer historischen Dokumen-
tation, nämlich einer amerikanischen Anarchisten-
zeitung, wegen eines Zitats aus dem Jahre 1885 er-
folgt ist? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ob dies eine 
der ersten Maßnahmen nach der Vorschrift des 
§ 88 a StGB war, kann ich nicht sagen. Dies müßte 
genau nachgeprüft werden. Vom Hörensagen je-
doch weiß ich, daß dieser Fall vorgekommen sein 
soll. Ich weiß aber ebenso, daß diese Maßnahme 
sofort wieder aufgehoben und klargestellt wurde, 
daß dies durch § 88 a nicht gedeckt ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Gansel zu einer 
Zusatzf rage.  

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da Sie auf die 
Frage — — 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte, die Frage 
zu stellen, Herr Kollege Gansel, und nicht erst eine 
Vorbemerkung zu machen. 

Gansel (SPD) : Ich gehöre zu denen, die beim Fra-
gen überlegen, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte, hier doch 
keinen Spaß zu machen, sondern in der Fragestun-
de ernsthaft zu fragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gansel (SPD) : Das war ernst gemeint, Frau Präsi-
dentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Stellen Sie bitte Ihre 
Frage! 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da ich bereits 
im Oktober 1977 eine der Frage der Kollegin Mat-
thäus-Maier entsprechende Frage gestellt habe — — 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Frage fängt 
nicht mit „da" an. 

Gansel (SPD) : Das kommt darauf an, wo das 
Komma ist, Frau Präsidentin. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
ich entziehe Ihnen die Möglichkeit, weitere Fragen 
zu stellen, wenn Sie in dieser Art mit dem Präsi-
denten umgehen. 

(Zuruf von der SPD: Wenn er philologi

-

schen Unsinn redet — —!) 

— Das tut mir furchtbar leid; so kann man nicht 
miteinander umgehen. Ich versuche wirklich, hier 
mein Bestes zu tun. 

Stellen Sie hier jetzt bitte noch einmal Ihre Fra-
ge in der richtigen Form, wie es hier üblich ist. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie, 
nachdem Sie im Oktober 1977 gesagt haben, es 
habe zu wenig Zeit bestanden, um den Nutzen die-
ser Vorschrift zu überprüfen, heute in der Lage, et-
was in bezug auf den Nutzen zu sagen, nachdem es 
wegen Neueinführung dieser strafgesetzlichen Be-
stimmung in der Bundesrepublik vor allen Dingen 
unter Schriftstellern harte Kritik gegeben hat, wo-
nach dies eine Verschlechterung des freien Mei-
nungsklimas in der Bundesrepublik bedeuten könn-
te? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich meine, die 
Frage habe ich im Grunde schon dadurch beant- 
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wortet, daß ich eine entsprechende Antwort an 
Frau Matthäus-Maier gegeben habe. Aber ich darf es 
wiederholen: Bisher liegen keine Erkenntnisse vor, 
die eine andere Beurteilung zuließen als zu der 
Zeit, als diese Vorschrift vom Deutschen Bundes-
tag beschlossen wurde. 

Im übrigen darf ich darauf verweisen, daß von 
vielen Kritikern dieser Vorschrift offensichtlich 
nicht klar gesehen wurde, was § 88 a in der Tat 
sagt. Ich persönlich habe die Erfahrung gemacht, 
daß es eine ganze Reihe von Kritikern gab, die die-
se Vorschrift offenbar nicht gelesen hatten. Ich 
gehe davon aus, daß es immer einer gewissen Zeit 
bedarf, bis verstanden wird, was hinter einer neu-
en Vorschrift wirklich steht. Ich kann nicht sehen, 
daß die Meinungsfreiheit durch diese Vorschrift 
beeinträchtigt worden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 21 
der Abgeordneten Frau Matthäus-Maier auf: 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen Hausdurch-
suchungen bzw. Beschlagnahmen auf Grund von Ermittlungsver-
fahren nach § 88 a StGB später zu Anklagen nach anderen Pa-
ragraphen des Strafgesetzbuches geführt haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: In vier Fällen 
sind Ermittlungsverfahren nach § 88 a des Strafge-
setzbuchs eingeleitet worden, bei denen die rechtli-
che Bewertung des § 88 a im Laufe des Verfahrens 
fallengelassen wurde. In einem dieser Fälle erging 
ein noch nicht rechtskräftiges Urteil nach § 140 des 
Strafgesetzbuchs, also betreffend Belohnung und 
Billigung von Straftaten. In anderen Fällen wurde 
das Verfahren nach den §§ 89, 90 a, 90 b und ande-
ren des Strafgesetzbuchs fortgeführt. Soweit dem 
Bundesminister der Justiz bekannt ist, hat in einem 
der hier erwähnten vier Verfahren die Durchsu-
chung von Geschäftsräumen stattgefunden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bit-
te, Frau Abgeordnete. 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Herr Staatssekretär, 
bestehen nicht ganz erhebliche Unsicherheiten 
über die Auslegung dieser Vorschrift — die mir 
übrigens vorliegt, so daß Sie unterstellen können, 
daß ein Abgeordneter des Deutschen Bundestages, 
jedenfalls ich als Fragestellerin, den § 88 a kennt, 
was Sie eben bei vielen Kritikern bezweifelten —, 
was ich daraus schließe, daß in der ganz überwie-
genden Anzahl der Verfolgungsfälle Einstellungen 
erfolgt sind? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zunächst muß 
ich klarstellen, daß ich nicht von Kritikern aus den 
Reihen des Deutschen Bundestages gesprochen 
habe, sondern allgemein von Kritikern des § 88 a 
und von meinen persönlichen Erfahrungen. 

Zum zweiten ist folgendes 
% aller Verfahren einge-
stellt. Das ist die allgemeine Regel. Es gibt aber 
gewisse Deliktsgruppen, bei denen die Einstel-
lungsquote höher ist, z. B. bei Diebstahlsdelikten. 

Das hängt auch damit zusammen, wie . hoch allge-
mein die Aufklärungsquote ist. Bisher kann nicht ge-
sagt werden — ich sage das jedenfalls für mich —, 
daß die Einstellungsquote hier so überdimensio-
nal sei, daß man daraus den Rückschluß ziehen 
könnte, die Vorschrift habe sich überlebt. 

Ich darf noch einmal betonen: Bisher liegen kei-
ne Erkenntnisse vor, die anders lauteten als die, 
die damals galten, als diese Vorschrift vornehmlich 
auf Vorstellung der  Innenministerkonferenz vom 
Deutschen Bundestag beschlossen wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Matthäus-Maier (FDP) : Sieht die Bundesregie-
rung nicht die Gefahr, daß der Schaden dieser Vor-
schrift — nämlich ganz unbestreitbare Verunsiche-
rung, Mißtrauen und auf Grund dessen eine Art 
Selbstzensur sowohl bei den Presseorganisationen 
als auch bei den Verlagen und auch bei den Biblio-
thekaren, wo man, nebenbei bemerkt, den § 88 a 
ebenfalls im Wortlaut kennt — größer ist als der, 
wie ich finde, zweifelhafte Nutzen dieser Vorschrift? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Nach der Be-
wertung der Bundesregierung trifft das, was von 
Ihnen in Frageform erklärt wurde, nicht zu. Wir 
haben versucht, deutlich zu machen, was der Kern-
gehalt des § 88 a ist. Ich glaube, die Zeitläufe ha-
ben gezeigt, daß deutlicher geworden ist, daß der 
§ 88 a keineswegs den großen Erfassungsraum hat, 
der ihm unterstellt wird. Es kann allerdings nicht 
ausgeschlossen werden, daß es nach wie vor Leute 
gibt, die eine gewisse Unsicherheit gegenüber die-
sem Paragraphen haben. Aber das ist durchaus 
auch bei anderen Vorschriften, die neu ins Strafge-
setzbuch kommen, der Fall. Ich jedenfalls kann 
nicht erkennen, daß auf Grund der bisherigen Er-
fahrungen davon ausgegangen werden muß, daß 
wegen dieser Unsicherheit eine Streichung erfor-
derlich ist. Ich betone aber nochmals, daß die Bun-
desregierung selbstredend wie andere Vorschriften 
insonderheit diese darauf überprüft, ob sie über-
haupt notwendig ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

 
Gansel (SPD) : Beruht der Umstand, daß es in 

über drei Jahren wohl nur eine einzige rechtskräf-
tige Verurteilung wegen Befürwortung verfassungs-
widriger Straftaten gegeben hat, darauf, daß die 
Zahl dieser Straftaten so enorm abgenommen hat 
oder so gering ist, oder darauf, daß diese Strafvor-
schrift nicht das Ziel erreicht hat, das ihre Initiato-
ren damit zu erreichen versucht haben? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Es ist schwer, 
Motivationen zu bewerten. Es gibt andere Vor-
schriften, die nicht sehr viel mehr Verurteilungen 
zur Folge gehabt haben. Der Wert einer Vorschrift 
liegt auch darin, daß sie eine gewisse Abschrek-
kungswirkung hat. Von Zeit zu Zeit ist das daran 
ersichtlich, daß entsprechende Delikte abnehmen. 
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Gleichwohl kann der Wert einer solchen Vorschrift 
bestehenbleiben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Cronenberg. 

Cronenberg (FDP) : Herr Staatssekretär, können 
Sie dem Haus darüber Auskunft geben, was Ihrer 
Meinung nach die Ursachen für die überdurch-
schnittlich hohe Einstellungsquote bei den Verfah-
ren wegen § 88 a sind? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich sagte — 
ich versuche zusammenzufassen —, daß des De-
liktsgruppen gibt, bei denen die Einstellungsquote 
sehr hoch ist. Bei Delikten, die neu ins Strafgesetz-
buch eingefügt werden, ist es durchaus nicht sel-
ten, daß es hohe Einstellungsquoten gibt. Für uns, 
die wir den Wert einer Vorschrift beobachten kön-
nen, ist wesentlich, ob die Einstellungsquote derart 
hoch ist, daß die Vorschrift als solche als nutzlos 
erkannt wird und gestrichen werden muß. 

Ich sagte schon und betone nochmals: Bisher lie-
gen — auch von seiten der Innenministerkonfe-
renz, die in erster Linie der Initiator dieser Vor-
schrift war — keine Erkenntnisse vor, die es recht-
fertigen, diese Vorschrift zu streichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, besteht nicht 
die Gefahr, daß angesichts der von Ihnen erwähn-
ten Unsicherheiten und der Abschreckungswirkung 
- für die Gesetze ja nicht gemacht werden - ge-
rade den Strafverfolgungsbehörden dieser Ab-
schreckungseffekt schon reicht, selbst wenn sie 
sehr unsicher oder sogar gewiß sind, daß der Straf-
zweck, nämlich eine Verurteilung, gar nicht er-
reicht werden kann? Ich könnte mindestens einen 
Fall nennen, wo dieser Verdacht sehr nahe liegt. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihre 
Frage nicht ganz verstanden. Aber diese Vorschrift 
ist dazu bestimmt, daß sie zum einen der Strafver-
folgung dient und zum andern eine gewisse Ab-
schreckungswirkung zeitigt. Ich wiederhole mich 
— mir bleibt nichts anderes übrig —, indem ich Ih-
nen sage, daß bisher keine Erkenntnisse vorliegen, 
die es rechtfertigen, diese Vorschrift aus den ge-
nannten Gründen zu streichen. Ich kann jedenfalls 
bei den Strafverfolgungsbehörden nicht feststellen, 
daß sie diese Vorschrift falsch anwendeten oder 
nicht verstünden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, ich möchte 
Sie, da Sie das Wort gebraucht haben, nochmals 
fragen: Glauben Sie nicht, daß die Abschreckung 
von Bibliothekaren, Lesern und Schreibern eher ein 
Unwert ist, der die Streichung dieses Paragraphen 
nahelegt? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich sage nein, 
wie vorhin schon erwähnt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Meinike. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie bereit, im Hinblick auf die von Ihnen 
angeführte Abschreckungswirkung einmal schrift-
lich aufzulisten, in welchen Fällen Sie dieses Ar-
gument eigentlich tatsächlich belegen können und 
bei welchen Vorgängen sich dieses Ihr Prinzip der 
Abschreckung bestätigt hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich könnte Ih-
nen schriftlich nicht sehr viel mehr sagen als das, 
was ich in verkürzter Form dargelegt habe, daß 
sich eine Wertung danach auszurichten hat, in 
welchem Maß pro Jahr die entsprechenden Verfah-
ren zunehmen oder abnehmen. Daraus kann man 
eine Bewertung entnehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Die Frage 22 ist vom Fragesteller zurückgezogen 
worden. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Haehser steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Die Fragen 23 und 24 des Abgeordneten Dr. Hä-
fele, die Frage 25 des Abgeordneten Dr. Langner 
sowie die Fragen 26 und 27 des Abgeordneten Pfef-
fermann werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 28 des Herrn Abgeordneten Amling 
auf. — Er ist nicht im Raum. Die Frage wird daher 
ebenso wie seine Frage 29 schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Frage 34 der Frau Abgeordneten Dr. Martiny-
Glotz: 

Trifft es zu, daß — wie in der „Welt der Arbeit" vom 
26. April auf Seite 1 behauptet — der Volkswagenkonzern ein 
Sparauto mit einem Kraftstoffverbrauch von 4 Litern je 100 km 
entwickelt hat, und erwägt die Bundesregierung gegebenenfalls, 
diesen Autotyp unter Energiespargesichtspunkten besonders her-
auszustellen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Frau Kollegin, „Volkswagen" 
hat im Rahmen eines Forschungsauftrages des 
amerikanischen Verkehrsministeriums 1933 ein 
Fahrzeug hergestellt, das im Sinne eines Idealautos 
auf die gleichzeitige optimale Erfüllung von Si-
cherheits-, Verbrauchs- und Umweltanforderungen 
konzipiert war. Es wurde bisher ein Fahrzeug als 
Prototyp gebaut, u. a. mit der Eigenschaft eines im 
amerikanischen Verbrauchstest ermittelten Ver-
brauchs von 41 je 100 km. Die Erkenntnisse aus 
diesem reinen Forschungsprojekt werden bei der 
Weiterentwicklung der jetzigen Fahrzeugmodelle 
laufend berücksichtigt. Die Bundesregierung würde 
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es unter Energiespargesichtspunkten begrüßen, 
wenn von der Industrie bei gleichem Sicherheits-
standard Fahrzeuge mit weiter verringertem Ver-
brauch angeboten würden. 

Am 30. April 1979 hat es ein Gespräch des Bun-
desministers für Wirtschaft mit den Vorstandsvor-
sitzenden der deutschen Automobilindustrie gege-
ben, in dem diese zugesagt haben, alles zu unter-
nehmen, um verbrauchsfreundliche Automotoren zu 
entwickeln und in Serie zu produzieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Martiny. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wenn ein solcher Prototyp bereits existiert, 
warum wird er dann nicht weiterentwickelt und 
weitergebaut, so daß er in Serie gehen kann? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe Ihnen gesagt, daß es sich um einen For-
schungstyp handelt. Die Erkenntnisse, die gewon-
nen werden, gehen laufend in die Automobile ein, 
die in Serie gebaut werden. Gestatten Sie mir aber 
den Hinweis darauf, daß die gleiche genannte 
Automobilfirma, nämlich „Volkswagen", bereits 
ein Automobil baut, das den Kraftstoffverbrauchs-
werten, die ich vorhin nannte, doch erheblich na-
hekommt, ich denke an den Volkswagen Golf Die-
sel. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Martiny. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie sich erklären, wenn beim Volkswa-
genwerk ein solcher Motor entwickelt worden ist, 
der eine nennenswerte Kraftstoffersparnis aufweist, 
wieso die anderen Automobilkonzerne sagen, daß 
sie noch Jahre brauchen werden, um etwas Ent-
sprechendes herzustellen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
hoffe, es ist Ihnen nicht entgangen, daß es einen 
Unterschied macht, ob etwas als Prototyp, als Ein-
zelstück funktioniert oder in Serie funktioniert. Da-
zwischen, zwischen der Entwicklung des Prototyps 
und dem Auflegen der Serie, liegen Erfahrungen, 
die man mit dem Prototyp sammelt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß der 
Bund ja Anteilseigner beim VW-Konzern ist, in den 
entsprechenden Unternehmensgremien darauf drin-
gen, daß dieser Prototyp weiterentwickelt wird bis 
zur Serienreife? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Sie können sich 
darauf verlassen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß der Sprecher des VW-Werks am 3. Mai 
1979 dem SPD-Pressedienst „Wirtschaft" gegenüber 
erklärt hat, man habe diesen Prototyp mit 3,91 auf 
100 km deshalb noch nicht in Serie gegeben, weil 
es fraglich sei, ob es für ein im Verhältnis zu ver-
gleichbaren Modellen teureres Auto einen ausrei-
chend großen Markt gebe, und außerdem sei das 
Benzin noch nicht so teuer, daß ein Zwang zum 
Bau des Sparautos bestehe, und wie verträgt sich 
das mit den Bemühungen der Bundesregierung zur 
Einsparung von Treibstoff? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
kann natürlich vorkommen, daß es zwischen den 
Bemühungen der Bundesregierung und den Auffas-
sungen von Vorstandsmitgliedern von Automobil-
firmen Meinungsunterschiede gibt. 

(Gansel [SPD] : Die kann man bei einem 
Bundesunternehmen klären, Herr Staats

-

sekretär!) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Frage ist beant-
wortet. Damit ist Ihr Fragenbereich gleichzeitig er-
ledigt. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Grüner steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Die Fragen 30 und 31 des Herrn Abgeordneten 
Milz werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
ge abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten 
Hansen auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die steigen-
den Preise für Dieseltreibstoffe zu stabilisieren und den damit 
verbundenen vielfältigen Nachteilen für die verschiedenen Ver-
braucher zu begegnen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, der durchschnittliche 
Tankstellenpreis für Dieselkraftstoff ist 1979 nach 
weitgehender Stabilität im Jahre 1978 um etwa 5 
bis 6 Pf je Liter gestiegen. Dieselkraftstoff ist weit-
gehend identisch mit leichtem Heizöl. Beide Pro-
dukte werden auf den internationalen Mineralöl

-

märkten wie Rotterdam auch einheitlich als Gasöl 
gehandelt und notiert. Die Bundesregierung hat in 
den vergangenen Wochen im Rahmen der Frage-
stunde wiederholt, u. a. auf die Fragen des Kolle-
gen Dr. Enders sowie des Kollegen Würtz, zur 
Heizölpreisentwicklung und den sie bestimmenden 
Faktoren Stellung genommen und dabei vor allem 
auf die Verdoppelung von Gasölpreisen in Rotter-
dam gegenüber den durchschnittlichen Preisen im 
Jahre 1978 hingewiesen, die bei einem Importanteil 
von ca. 40 % bei leichtem Heizöl auf dem deutschen 
Markt wirksam geworden ist und zu erheblichen 
Preissteigerungen, wenn auch in deutlich geringe-
rem Umfang als in Rotterdam, geführt hat. Bei Die- 
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selkraftstoff ist der Importanteil mit ca. 22 °/o deut-
lich geringer. Dementsprechend ist auch der Preis-
anstieg bei Dieselkraftstoff geringer als bei Heizöl 
gewesen. Wie in den erwähnten Antworten betont 
wurde, sieht die Bundesregierung in verstärkten 
Appellen an die Verbraucher, Heizöl und auch 
Dieselkraftstoff sparsam einzusetzen und damit zu 
einer Begrenzung der Nachfrage beizutragen, die 
wirkungsvollste Möglichkeit, den Preisauftrieb zu 
dämpfen. Administrative, auf ein künstliches Nied-
righalten der Preise abzielende Eingriffe in den 
Marktmechanismus würden uns von für die Versor-
gung notwendigen Importe abschneiden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
 Herr Abgeordneter Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, besteht nicht 
ein Konflikt zumindest zwischen dem von Ihnen 
soeben genannten Appell, Diesel und Heizöl spar-
sam zu verwenden, und dem als wünschenswert 
anzusehenden wachsenden Marktanteil von Diesel-
automobilen am Automobilmarkt, weil sie umwelt-
freundlicher und verbrauchsärmer sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann einen sol-
chen Konflikt, obwohl er für die Zukunft nicht aus-
zuschließen ist, im Augenblick bei der soeben ge-
rade erwähnten Preissteigerung von 5 bis 6 Pf je 
Liter Dieselöl nicht erkennen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hansen. 

Hansen (SPD) : Befürchten Sie nicht Nachteile bei 
wachsenden Dieselpreisen auch in bezug auf stei-
gende Taxipreise und in der Folge davon die Erhö-
hung der Kosten für Taxifahrten von Kranken, Al-
teren usw.? Das geht ja dann durch bis in die 
Krankheitskosten, überhaupt in die Kosten der 
Krankenversicherung. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ganz generell wer-
den die Preiserhöhungen, die die Ölförderländer 
initiiert haben, zu einer zusätzlichen Kostenbela-
stung in all den Bereichen, die Sie angesprochen 
haben, und weit darüber hinaus führen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Cronenberg. 

Cronenberg (FDP) : Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß effektvoller als Appelle zur 
Sparsamkeit der hohe Preis für Benzin und Diesel 
ist und daß möglicherweise durch hohe Preise neue 
Technologien, die eine sparsame Verwertung von 
Kraftstoff mit sich bringen, wie soeben im Fall des 
VW-Motors angesprochen, gefördert werden kön-
nen 

Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Auf-
fassung, wobei wir im Interesse unserer Wirtschaft 
Wert darauf legen, sprunghafte Entwicklungen  

möglichst zu vermeiden, weil sie die Strukturen 
unserer Wirtschaft sehr stark belasten könnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzf rage, 
 Herr Abgeordneter Dr. Spöri. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, sind nicht 
die von Ihnen vorher in Ihrer Antwort unterstell-
ten Einsparreaktionen auf höhere Ölpreise ange-
sichts der aktuellen Ölverbrauchsentwicklung und 
der Zuwachsraten auf diesem Markt fargwürdig ge-
worden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bin der Mei-
nung, daß das verstärkte Bewußtsein der Bevölke-
rung, daß es richtig ist, sparsam mit Energie umzu-
gehen, einen wichtigen Beitrag darstellt, der Ver-
knappung entgegenzuwirken. Selbstverständlich 
sind ein kalter Winter und eine wirtschaftlich gün-
stige Konjunktur gleichzeitig auch ein Element für 
höheren Verbrauch. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie nicht meine Auffassung, daß die verteilungspo-
litischen Wirkungen gerade auf die Konsumenten 
und Verbraucher mit kleinen Einkommen genauso 
negativ zu betrachten sind wie die Auswirkungen 
auf die Wirtschaft, die Sie gerade erwähnten, bei 
der Preispolitik, der Sie ja ausdrücklich zuge-
stimmt haben?  

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, wenn 
ich in diesem Zusammenhang von Wirtschaft spre-
che, habe ich insbesondere den Verbraucher im 
Auge, denn alle negativen Wirkungen bei der 
Wirtschaft landen beim Verbraucher. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Meinike. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wenn ich auch durchaus bereit bin, Argumente 
für eine gewisse Erhöhung des Dieselkraftstoffprei-
ses anzuerkennen, so möchte ich Sie doch fragen: 
Wie erklären sich die Unterschiede bei den Preisen 
für Dieselkraftstoff bei uns und in einigen westeu-
ropäischen Ländern, die doch recht erheblich sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das hängt entschei-
dend von der Importsituation ab. Wir haben ja ei-
nen hohen Eigenanteil und einen relativ geringen 
Import an Dieselöl. Dadurch ergibt sich eine rela-
tiv günstige Entwicklung, die ich eben dargestellt 
habe. 

Im übrigen gibt es in anderen Ländern admini-
strierte Preise. Auf diese Probleme möchte ich hier 
nicht eingehen. Aber das ist natürlich eine Verzer-
rung des Bildes. 
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Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 33 
der Frau Abgeordneten Dr. Martiny-Glotz auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob und inwieweit die Auto-
mobilhersteller von der überarbeiteten Norm zur Kennzeichnung 
des Treibstoffverbrauchs Gebrauch machen und die Käufer von 
Automobilen zutreffend und ohne Beschönigungen auf den Kraft-
stoffverbrauch ihrer Erzeugnisse hinweisen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Vorstandsvor-
sitzenden der deutschen Automobilunternehmen 
haben am 30. April dem Bundesminister für Wirt-
schaft Initiativen der Automobilindustrie zur ver-
stärkten Energieeinsparung zugesagt. Zu diesen 
Initiativen gehört u. a., daß die deutschen Automo-
bilhersteller ab Beginn der diesjährigen Internatio-
nalen Automobilausstellung für alle angebotenen 
Personenkraftwagen Angaben über Kraftstoffver-
brauch nach der DIN-Norm 70 030 vom Juli 1978 
jeweils für den Stadtverkehr, konstante Fahrt bei 
90 km/h und konstante Fahrt bei 120 km/h nach 
einheitlicher neuer DIN-Meßmethode veröffentli-
chen werden. Mit diesen realistischen Verbrauchs-
werten wird dem Kunden eine deutlich bessere In-
formation über den Kraftstoffverbrauch der ver-
schiedenen Personenkraftwagen als bisher gebo-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Kollegin. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich fragen, ob Sie die Automobilhersteller 
getadelt haben, daß sie diese Initiativen erst ein-
einhalb. Jahre oder mehr nach Inkrafttreten der 
neuen Norm zugesagt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, wir haben die 
Automobilhersteller nicht getadelt, weil sie uns 
glaubhaft nachgewiesen haben, daß die Einführung 
dieser Normen einen gewissen Aufwand an Zeit 
und anderem in Anspruch nimmt. Wir konnten den 
vorgetragenen Argumenten mit guten Gründen 
nicht widersprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Das überzeugt 
mich nicht ganz. Können sie vielleicht begründen, 
warum es nicht gelungen ist, in den Werbekam-
pagnen der Automobilhersteller — die ja im Mo-
ment Hochkonjunktur haben —, die in der ge-
druckten Presse erschienen sind, ausdrücklich auf 
die neue Norm zu rekurrieren und diese dort zu 
deklarieren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann eigentlich 
nur darauf verweisen, daß uns die Argumente der 
Automobilhersteller in der Frage der DIN-Norm 
überzeugt haben. Wir sind zufrieden, daß das jetzt 
so in Gang kommt, wie ich Ihnen das dargestellt 
habe. Daß wir es darüber hinaus sehr begrüßen 
würden, wenn die Automobilhersteller auch in ih-
rer Werbung die Frage des sparsamen Verbrauchs 

stärker herausstellen würden, kann ich nur unter-
streichen. Daß hier Interessengegensätze zwischen 
den einzelnen Herstellern bestehen, liegt bei der 
unterschiedlichen Art der Modelle, die sie verkau-
fen, auf der Hand. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 35 
des Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der Tätigkeit 
des Bundesverbands für Luftfahrtzubehör- und Raketenindu-
strie den Vorschlag, auch die Entwicklung von Kriegswaffen und 
den Handel mit entsprechenden Entwürfen und Patenten durch 
das Kriegswaffenkontrollgesetz genehmigungspflichtig zu ma

-chen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das Kriegswaffen-
kontrollgesetz ist ein Ausführungsgesetz zu Art. 26 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Es regelt demzufolge die 
in Art. 26 Abs. 2 des Grundgesetzes genannten Tat-
bestände des Herstellens, Beförderns und Inver-
kehrbringens von Waffen, die zur Kriegsführung 
bestimmt sind, d. h. von einsatzfähigen Waffen. 

Der Verfassunggeber hat sich damit bewußt auf 
den eigentlich gefährlichen Tatbestand beschränkt 
und die Vorstadien, wie das Entwickeln von 
Kriegswaffen und den Handel mit Entwürfen oder 
Patenten, nicht einbezogen. Dazu besteht auch kein 
Anlaß, da die Entwicklung, der Entwurf oder das 
Patent für sich allein noch keine Gefahr darstellen. 
Diese entsteht erst, wenn nach Abschluß der Ent-
wicklung oder auf Grund der Entwürfe oder Pa-
tente die Herstellung begonnen wird. Dann unter-
liegt der Vorgang voll der Kontrolle des Kriegs-
waffenkontrollgesetzes. 

Was den von Ihnen genannten Verband angeht, 
so gibt seine Tätigkeit keinen Anlaß, die darge-
stellte Auffassung zu ändern. Der Export von Ferti-
gungsunterlagen für Kriegswaffen bedarf der Ge-
nehmigung nach dem Außenwirtschaftsrecht. Da 
die Erteilung von Lizenzen in aller Regel mit der 
Überlassung solcher Fertigungsunterlagen einher-
geht, ist durch die bestehende Regelung eine Kon-
trolle sichergestellt. Patente werden allerdings von 
dieser Regelung nicht erfaßt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
nicht auch die Gefahr, daß sich in der Bundesrepu-
blik dadurch eine Rüstungsindustrie herausbildet 
— die wir über das für Bundeswehr und NATO er-
forderliche Maß hinaus nie haben anstreben wol-
len —, wenn, wie dieses Büro des Industrieverban-
des angekündigt hat, auf Grund von Wünschen 
ausländischer Militärexperten und Regierungen Pa-
tente, Patentanmeldung, Patentvorbereitung und 
Entwürfe für die verschiedensten Waffen und Ge-
räte erstellt und den Mitgliedsfirmen dieses Ver-
bandes zur Verfügung gestellt werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wenn wir eine Ge-
fahr sähen, würden wir von uns aus auch eine ent-
sprechende Ergänzung unserer Gesetze vorschla- 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
gen. Aber ich bestätige Ihnen, daß es notwendig 
ist, diese Entwicklung sehr aufmerksam zu verfol-
gen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Gansel (SPD) : Sie sind also bereit, Herr Staatsse-
kretär, das an Hand der dort zutage getretenen 
wirtschaftlichen Aktivitäten zu überprüfen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist richtig, Herr 
Kollege, wobei ich darauf hinweise, daß die Aktivi-
täten dieses Verbandes nach unseren Informatio-
nen keinen Anlaß zu Befürchtungen geben. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 36 
des Herrn Abgeordneten Gansel.auf: 

Inwieweit können Rüstungsunternehmen aus der Bundesrepu-
blik Deutschland durch Kooperationsverträge mit Unternehmen 
aus anderen Nato-Ländern die restriktiven Bestimmungen des 
deutschen Waffenexportrechts umgehen, und wie wird die Bun-
desregierung, dem Auftrag des Artikels 26 des Grundgesetzes 
folgend, solche Umgehungen unmöglich machen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Rechtlich ist die Be-
teiligung deutscher Rüstungsproduzenten an der 
Rüstungskooperation mit ausländischen Unterneh-
men wie folgt zu sehen. Deutsche Rüstungsprodu-
zenten liefern dem ausländischen Kooperations-
partner Teile oder Baugruppen von Kriegswaffen 
oder sonstigen Rüstungsgütern zu. Diese Teile oder 
Baugruppen werden von dem ausländischen Part-
nerunternehmen zusammen mit den von ihm selbst 
gefertigten Teilen zu einem kompletten Waffensy-
stem verarbeitet, das ursprungsrechtlich als neue 
Ware mit Ursprung im Lande des Kooperations-
partners anzusehen ist. 

Für die unter Verwendung der deutschen Zulie-
ferungen im Kooperationspartnerland entstandenen 
Waffen gilt allein das Recht des Kooperationspart-
nerlandes. Soweit die Produkte von dort in dritte 
Länder exportiert werden, geschieht das aus-
schließlich auf der Grundlage der in dem Koopera-
tionspartnerland bestehenden Ausfuhrbestimmun-
gen. 

Soweit deutsche Rüstungsunternehmen auf der 
Basis von Regierungsvereinbarungen mit ausländi-
schen Rüstungsproduzenten kooperieren, ist eine 
Aufteilung der jeweiligen Befugnisse zur Rüstungs-
exportkontrolle zwischen den Partnerländern in 
diesem Sinne ausdrücklich bestätigt worden. Nach 
diesen Absprachen fällt der Export von Koopera-
tionsprodukten in die ausschließliche wirtschaftli-
che und rechtliche Verantwortung desjenigen Ko-
operationslandes, in dem das Endprodukt herge-
stellt wird. Diese Zuordnung der Exportverantwor-
tung gilt prinzipiell auch für die private, d. h. nicht 
auf Regierungsvereinbarungen beruhende, grenz-
überschreitende Rüstungskooperation. Diese Hand-
habung der Kontrollbefugnisse bei den Rüstungs-
kooperationen entspricht zugleich dem politischen 
Bedürfnis, daß ein Kooperationspartnerland nicht 

in den souveränen Exportentscheidungsspielraum 
des anderen „hineinregiert". 

Die deutschen Rechtsvorschriften für die Rü-
stungsexportkontrolle — das Kriegswaffenkontroll-
gesetz und das Außenwirtschaftsgesetz — sind al-
lerdings insoweit — aber auch nur mit dieser 
Reichweite — auf den Kooperationsvorgang anzu-
wenden, als es um die Teile-Zulieferung in das Ko-
operationspartnerland geht. Der Zuliefervorgang ist 
als Ausfuhr in das Partnerland genehmigungsbe-
dürftig. Die Genehmigungen werden nur nach Maß-
gabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
und bei Vorliegen aller formellen und materiellen 
Voraussetzungen erteilt. 

Bei dieser Sachlage erscheint es der Bundesre-
gierung nicht gerechtfertigt, Kooperationsbeiträge 
der deutschen Rüstungsproduzenten generell als 
Umgehungen des deutschen Waffenexportrechts 
anzusehen, und zwar auch dann nicht, wenn die 
Kriegswaffe als Ganzes eine Ausfuhrgenehmigung 
in unserem Land nicht erhalten könnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Wir sind eigentlich 
schon am Ende der Fragestunde. Aber ich lasse 
gleichwohl noch zwei — bitte, kurze — Fragen 
zu. 

Bitte schön, Herr Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, wann hat die 
Bundesregierung ihre Rechtsauffassung geändert — 
und aus welchen Gründen ist das geschehen —, die 
noch 1972 in einem Rundschreiben an die deutsche 
Industrie bezüglich eines Abkommens mit der fran-
zösischen Regierung so formuliert wurde — das ist 
ausdrücklich festgelegt worden —, daß nach den 
deutschen Rechtsvorschriften die Möglichkeit er-
halten bleiben muß, die Genehmigung für eine 
Ausfuhr auch von Komponenten eines Gemein-
schaftsprojekts in das Partnerland zu versagen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Diese Rechtsauffas-
sung hat sich nicht geändert. Wir haben diese Vor-
behalte, die Sie soeben zitiert haben, in die regie-
rungsamtlichen Vereinbarungen aufgenommen. Wir 
haben also die Möglichkeit, bei diesem Koopera-
tionsabkommen einem Export zu widersprechen, 
wenn wir das für notwendig halten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer letzten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
eine Überprüfung der Situation für erforderlich in 
Anbetracht des — beispielhaft genannten — Um-
stands, daß in Kooperationen zwischen einem deut-
schen Unternehmen und einem argentinischen Un-
ternehmen eine Panzerwaffe für die Volksrepublik 
China entwickelt und über Argentinien exportiert 
wird, ein Export, der eindeutig allen politischen Er-
klärungen der Bundesregierung entspricht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann auf diesen Fall nicht eingehen, weil ich ihn 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
nicht kenne. Ich will nur grundsätzlich sagen, daß 
wir die gesamte Problematik der Zulieferung von 
Rüstungsgüterkomponenten an ausländische Ver-
tragspartner gegenwärtig auf Grund eines Beschlus-
ses des Bundessicherheitsrates näher untersuchen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Die Fragestunde wird morgen um 14 Uhr fortge-
setzt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Bundestages 
auf Donnerstag, den 10. Mai, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.37 Uhr) 

Berichtigung 

149. Sitzung, Anlagen 24, 25, 26, 27, 132 und 133: 
Es ist jeweils „Antwort des Bundesministers Dr. 
Hauff ..." zu lesen. 
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Dr. Mende ** 11.5. 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jentsch 
(Wiesbaden) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2802 Fra-
gen A 8 und 9): 

Bleiben die in Hessen stationierten Einheiten des Bundes-
grenzschutzes, die vorwiegend zur Sicherung des Frankfurter 
Flughafens und anderer gefährdeter Objekte eingesetzt sind, vor-
erst im Land (vgl. die Meldung der Hessischen Allgemeinen 
Zeitung vom 27. März 1979)? 

Wann ist damit zu rechnen, daß der Bundesgrenzschutz von 
den Aufgaben des Schutzes des Frankfurter Flughafens und ande-
rer in Hessen gelegener gefährdeter Objekte freigestellt und 
diese Aufgaben wieder ausschließlich durch die hessische Landes-
polizei wahrgenommen werden? 
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Die in Hessen stationierten Einheiten des Bun-
desgrenzschutzes verbleiben im Lande Hessen. Von 
den dem Innenminister des Landes Hessen zur Un-
terstützung seiner Polizei auf der Grundlage des 
§ 9 BGS-Gesetz bereitgestellten Kräften des Bun-
desgrenzschutzes wurden am 20. März 1979 vom 
Flughafen Frankfurt — nach Modifizierung der 
dortigen Sicherheitsmaßnahmen — 34 Polizeivoll-
zugsbeamte des BGS abgezogen. 

Seitdem unterstützt der Bundesgrenzschutz das 
Land Hessen beim Objektschutz für den Flughafen 
noch mit 65 Polizeivollzugsbeamten. 

Die Unterstützung des Polizeipräsidenten in 
Wiesbaden bei der Vorfeldsicherung des Dienstge-
bäudes des Bundeskriminalamtes in Wiesbaden 
durch 21 Polizeivollzugsbeamte des Bundesgrenz-
schutzes wurde am 27. März 1979 beendet. Damit 
sind gegenwärtig Unterstützungskräfte des Bundes-
grenzschutzes neben dem Objektschutz auf dem 
Flughafen Frankfurt nur noch zum Schutz der Pri-
vatwohnung eines Kollegen in Hessen eingesetzt. 

Die durch diese Modifizierungs- bzw. Reduzie-
rungsmaßnahmen in Frankfurt und Wiesbaden frei-
gewordenen Kräfte stehen dem Grenzschutzkom-
mando Mitte wieder zur Verfügung. 

Der Bundesgrenzschutz setzt die Unterstützung 
der Polizei des Landes Hessen beim Objektschutz 
für den Flughafen Frankfurt fort, solange dafür die 
materiellen Voraussetzungen gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BGS-Gesetz vorliegen und die zur Verfügung 
gestellten BGS-Kräfte nicht für andere Aufgaben 
des Bundes benötigt werden. 

Die Sicherungsmaßnahmen an der Privatwohnung 
des hessischen Kollegen wird durch BGS-Kräfte 
weitergeführt, bis die Polizei des Landes diese Auf-
gabe übernehmen kann, längstens jedoch bis zum 
1. September 1979. 

Dies ist das Ergebnis von Verhandlungen zwi-
schen dem Bundesminister des Innern und dem 
Hessischen Minister des Innern über eine Entla-
stung des Bundesgrenzschutzes auch in Hessen, 
das der Hessische Minister des Innern am 13. März 
1979 in seiner Antwort auf die Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Herbert Schneider betreffend Einsatz 
des Bundesgrenzschutzes in Hessen (Drucksache 
Hessischer Landtag 9/359) angekündigt hatte. 

Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2802 Fragen A 23 und 24) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Urteil des Bundesfinanz-
hofs vom 24. November 1978 — VI R 171-172/76 (Bundessteuer-
blatt 1979 II S. 148), wonach ein Berufskraftfahrer im Ergebnis 
keine Verpflegungsmehraufwendungen als Werbungskosten 
steuerlich geltend machen kann, uneingeschränkt anzuwenden 
bzw. den Ländern zur Anwendung zu empfehlen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Anwendung des er-
wähnten Bundesfinanzhofurteils zu einer erheblichen steuerlichen 

Benachteiligung der Berufskraftfahrer führt und dadurch in der 
weiteren Konsequenz Personalkostensteigerungen und Arbeits-
platzverluste im Güterkraftverkehrsgewerbe drohen, und welche 
Folgerungen zieht sie gegebenenfalls daraus? 

Das von Ihnen erwähnte neue Urteil des Bundes-
finanzhofs ist zu den steuerlichen Reisekostenbe-
stimmungen, insbesondere zu dem Begriff der 
Dienstreise ergangen. Dieser Bereich- ist gesetzlich 
nicht geregelt; die zu beachtenden Grundsätze sind 
vielmehr von der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung entwickelt worden. Das neue Urteil liegt auf 
der Linie dieser bisherigen Rechtsprechung. 

Eine Nichtanwendung würde deshalb den steuer-
lichen Reisekostenbereich insgesamt treffen und 
kann deshalb nicht erwogen werden. 

Es ist richtig, daß die Entscheidung des Bundes-
finanzhofs im konkreten Einzelfall dazu führen 
kann, daß bisher steuerlich pauschal anerkannte 
Verpflegungsmehraufwendungen künftig nicht 
mehr berücksichtigt werden können. Andererseits 
ist es fraglich, ob z. B. den im Nahverkehr einge-
setzten Berufskraftfahrern, die täglich nach Hause 
zurückkehren, tatsächlich regelmäßig Verpfle-
gungsmehraufwendungen in Höhe der Reisekosten

-

Pauschbeträge entstehen. Diese liegen immerhin 
zwischen 29 und 33 DM. 

Es muß deshalb eine Lösung gefunden werden, 
die der besonderen Aufwandssituation dieses Per-
sonenkreises Rechnung trägt. Die Überlegungen 
gehen dahin, die von dem BFH-Urteil betroffenen 
Kraftfahrer den an ständig wechselnden Einsatz-
stellen beschäftigten Arbeitnehmern gleichzustellen 
und bei ihnen für Verpflegungsmehraufwendungen 
täglich 5,— DM pauschal anzuerkennen. 

Eine solche Regelung bedarf allerdings der Zu-
stimmung durch die obersten Finanzbehörden der 
Länder. Die Bundesregierung ist bemüht, die ent-
sprechende Abstimmung noch in diesem Monat 
herbeizuführen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Langner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2802 Frage A 25) : 

Ist die Forderung des hessischen Finanzministers Reitz (vgl. 
Frankfurter Neue Presse vom 21. April 1979), die steuerliche 
Kilometergeldpauschale bei Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte von 36 auf 50 Pfennig pro Kilometer anzuheben, für 
die Bundesregierung Veranlassung, ihre bisher ablehnende Hal-
tung in dieser Frage zu überdenken, und was hat die Bundes-
regierung in dieser Frage bisher auf Grund etwaiger Initiati-
ven des hessischen Finanzministers unternommen? 

Die Bundesregierung hat zuletzt in der Frage-
stunde am 14. März dieses Jahres ausführlich die 
Gründe dargelegt, die einer Erhöhung des Kilome-
ter-Pauschbetrags von 0,36 DM auf 0,50 DM entge-
genstehen. Es sind dies haushaltsmäßige und ver-
kehrspolitische Erwägungen, die auch angesichts 
der gestiegenen Kraftfahrzeugkosten, insbesondere 
der Benzinpreise, fortbestehen. Außerdem kann und 
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will sie den Auswirkungen der Ölpreiserhöhungen 
nicht durch Steuersenkungen entgegentreten; dafür 
ist die Steuerpolitik nicht geeignet. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2802 Fragen A 26 und 27): 

Wird die Bundesregierung die Anregung des hessischen Finanz-
ministers aufgreifen, die derzeitige steuerliche Kilometerpau-
schale von 0,36 DM bei den Werbungskosten wegen der stän-
digen Benzinpreissteigerungen anzuheben, und wann ist gege-
benenfalls mit einer entsprechenden Gesetzesinitiative zu rech-
nen? 

Teilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Auf-
fassung, daß zwar von der jetzt eingetretenen Kraftstoff- und 
Ölverteuerung ein heilsamer Druck für ein energiebewußtes Ver-
halten von Verbrauchern und Industrie ausgehe, daß die Kosten 
dieses „marktwirtschaftlichen Spiels" von den Arbeitnehmern, 
deren finanzielle Belastungsfähigkeit begrenzt sei, nicht unbe-
schränkt mitgetragen werden könnten, und welche Folgerungen 
zieht sie gegebenenfalls daraus? 

Wie ich bereits zu der denselben Sachverhalt be-
treffenden Frage Nr. 25 des Kollegen Dr. Langner 
erklärt habe, hält die Bundesregierung an ihrer 
Auffassung fest, daß eine Erhöhung der km-Pau

-

schale auch unter dem Gesichtspunkt von Kosten-
steigerungen nicht erwogen werden kann. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
hohe Preise ein wirksames Mittel darstellen, die 
Verbraucher zu einem sparsameren Umgang 
mit Benzin und Heizöl zu veranlassen. Die in den 
letzten Monaten eingetretene Verteuerung von 
Mineralölprodukten trifft nicht nur Arbeitnehmer, 
die im eigenen Pkw zur Arbeitsstätte fahren, son-
dern in besonderem Maße alle Haushalte, die ihre 
Wohnungen mit 01 beheizen. Deswegen hat die 
Bundesregierung immer wieder dazu aufgerufen, 
noch mehr als bisher den Verbrauch von 01 in al-
len Verwendungsbereichen zu drosseln. Nur auf 
diesem Wege können höhere, durch die Rohöl-
preiserhöhung verursachte Belastungen in Grenzen 
gehalten und Einsparungsmöglichkeiten, die derzeit 
bei weitem nicht ausgeschöpft sind, erschlossen 
werden. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Amling (SPD) 
(Drucksache 8/2802 Fragen A 28 und 29) : 

Trifft es zu, daß der Verwaltungsaufwand bei der Erhebung 
der Leuchtmittelsteuer zwischenzeitlich ein Ausmaß angenommen 
hat, das in keiner Weise dem Ertrag gerecht wird bzw. eine 
gerechte steuerliche Behandlung der Leuchtmittelhersteller nicht 
gewährleistet? 

Gedenkt die Bundesregierung, die Leuchtmittelsteuer in die 
Liste der Bagatellsteuern mitaufzunehmen, um sie eventtuell 
abzuschaffen? 

1. Die Leuchtmittelsteuer ist 1974 von einer 
wertabhängigen Steuer auf eine praktikable Stück-
steuer umgestellt worden. Das Steueraufkommen 
ist von 112 Millionen DM im Jahre 1974 auf 121 
Millionen DM im Jahre 1978 gestiegen. Der Ver-
waltungskostenanteil für die Leuchtmittelsteuer 
wird auf höchstens 1 v. H. des Aufkommens ge-
schätzt. Dieser niedrige Verwaltungsaufwand der 
Bundeszollverwaltung ist darauf zurückzuführen, 
daß die Leuchtmittelsteuer nur bei 28 inländischen 
Leuchtmittelherstellern und — bei der Einfuhr von 
Leuchtmitteln — zusammen mit anderen Eingangs-
abgaben erhoben wird. Die Bundesregierung geht 
außerdem davon aus, daß der Verwaltungsaufwand 
bei den Leuchtmittelherstellern nicht wesentlich 
von dem durchschnittlichen Verwaltungsaufwand 
abweicht, den andere Hersteller verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren zu tragen haben. Die Leuchtmit-
telbesteuerung und die von den Leuchtmittelher-
stellern zu erfüllenden Steuerpflichten unterschei-
den sich grundsätzlich nicht von der Besteuerung 
und den Steuerpflichten bei vergleichbaren Ver-
brauchsteuern. 

2. Die Leuchtmittelsteuer gehört mit einem Auf-
kommen von 121 Millionen DM im Jahre 1978 zu 
den kleineren Verbrauchsteuern. Eine allgemein 
verbindliche Auffassung vom Begriff „Bagatellsteu-
ern" gibt es nicht. Die Leuchtmittelsteuer ist aus 
haushalts-, steuer- und finanzpolitischen Erwägun-
gen nicht in die Anhörung einbezogen worden, die 
der Bundesminister der Finanzen über die Essig-
säuresteuer, die Zündwarensteuer, die Spielkarten

-

steuer und die Salzsteuer durchgeführt hat. Die 
Bundesregierung wird in dieser Legislaturperiode 
die Aufhebung der Leuchtmittelsteuer nicht vor-
schlagen. 
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